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Vorbemerkung. 


Nachſtehende Skizzen, in der „Frankfurter Zeitung“ er⸗ 
ſchienen und hier faſt nur ſtiliſtiſch geglättet, (Ergänzungen ſind 
meiſt als Anmerkungen kenntlich), ſind rein politiſche Gelegen⸗ 
heits arbeiten ohne allen und jeden Anſpruch auf „wiſſenſchaft⸗ 
liche“ Geltung. Sie ſollen nur zeigen, daß eine republikaniſche, 
groß deutſche und nicht, großpreußiſche, Staatsform födera⸗ 
tiven und dabei demokratiſchen Charakters nicht, wie vielfach 
geglaubt wird, überhaupt unmöglich iſt, und die Diskuſſton in 
Fluß bringen. Die Ereigniſſe werden ſie zweifellos ſehr bald, 
ſo oder ſo, überholen, ebenſo wie meine Schrift über „Parla⸗ 
ment und Regierung im neugeordneten Deutſchland“ (1917), 
die noch von der Tatſache der preußiſchen Hegemonie und 
der Dynaſtien ausging und daher den Zulkunftszuſtand 
nur in der Parlamentariſierung erblicken konnte, inzwiſchen 
überholt iſt. Die eigentlich ausſchlaggebenden materiellen (ſo⸗ 
zialen und finanziellen) Probleme des Neuaufbaus liegen ja 
noch ſo ungeklärt im Schoße der Zukunft, daß vorerſt nur un⸗ 
verbindliche Rahmen⸗Konſttuktionen ſtaatstechniſcher Art mög« 
lich ſind. 


15. Dezember 1918. Max Weber. 
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Mit unzulänglichen dilettantiſchen Kräften ſteht die 
politiſch ungeſchulte Nation vor der Aufgabe, an die 
Stelle von Bismarcks Werk etwas anderes zu ſetzen. Denn 
dieſes Werk iſt dahin. Schon aus Gründen der Außen⸗ 
politik, die ja bei ſeinem Aufbau ſehr ſtark mitſpielten. 
Einmal weil das dynaſtiſche Oeſterreich zerfällt — von Bis⸗ 
marcks Standpunkt aus geſehen eine Veranſtaltung, welche 
die Zugehörigkeit von 10 Millionen Deutſchen zum Reich 
opferte, um 30 Millionen Nichtdeutſche politiſch zu neutrali⸗ 
ſteren. Weil ferner der dynaſtiſche Bund mit Rußland dahin 
iſt, der auf der Intereſſengemeinſchaft gegen die Polen ruhte 
und dieſe neutraliſterte. Weil die militariſtiſche Epoche der 
deutſchen Geſchichte zu Ende iſt. Weil ſchließlich jedenfalls die 
bisherige dynaſtiſche Löſung des kleindeutſchen Problems 
für die Zukunft ebenſowenig wie dieſes ſelbſt in Betracht 
kommt. Was nun? Obwohl dieſe Vorfrage zurzeit praktiſch 
entſchieden ſcheint, fragen wir doch noch einmal: parlamen⸗ 
tariſche Monarchie oder Republik? 

Welche Rolle lebendige dynaſtiſche Gefühle in Zukunft 
ſpielen werden, bleibe dahingeſtellt. Wir waren ihnen treu, aus 
geſchichtlichen Erinnerungen, in Baden auch infolge der Volks⸗ 
tümlichkeit und Korrektheit der dortigen Dynaſtie. Heute aber 
können nur politiſche Erwägungen zu Worte kommen. Die 
Intereſſen und Aufgaben der Nation ſtehen uns turm⸗ 
hoch über allen Gefühlen. Ebenſo über allen Fragen 
der politiſchen Form überhaupt. Auch deren Geſtaltung iſt uns 
aber zunächſt ein nüchternes ſtaatstechniſches Problem und 
nicht eine Gefühlsangelegenheit. Für viele von uns, auch den 
Schreiber dieſer Zeilen, war und iſt die ſtreng parlamentariſche 
Monarchie die techniſch anpaſſungsfähigſte und in dieſem 
Sinn ſtärkſte Staatsform, ganz unbeſchadet der ganz radikalen 
ſozialen Demokratiſierung, die wir erſtreben und die da⸗ 
durch nicht notwendig gehindert wird. Offen, aber maß: 
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voll, haben wir die, — wie ſpäteſtens ſeit der ruſſiſchen 
Revolution jeder, der Augenmaß hatte, ſehen mußte: — unab⸗ 
wendbaren Umgeſtaltungen vertreten, welche, rechtzeitig vor⸗ 
genommen, die Dynaſtien in dem von Grund auf neuen 


SEyſtem hätten erhalten können. Schlechte Berater der Monarchien 


vereitelten alles, und dieſe ſelbſt reagierten feindſelig. Sie 
hielten am alten Syſtem feſt. 

Dies Sy ſt e m aber hat zum mindeſten die preußiſch⸗deutſche 
Dynaſtie derart belaſtet, daß es heute unmöglich iſt, für ſie ein⸗ 
zutreten. Dynaſtiſche Rivalitäten haben ſchon die elſäſſiſche 
Frage ſeit 1871 verpfuſcht. Sie haben uns jetzt im Oſten bloß⸗ 
geſtellt. Die Monarchie hat ihre eigentliche Funktion in einem 
Militärſtaat: die reine Militärherrſchaft zu hindern, nicht er⸗ 
füllt. Sie hat vielmehr die Admiralsdemagogie und die Gene⸗ 
ralsdiktatur mitſamt der Politiſierung des Heeres 
geduldet. Vor allem durch die ſogenannte „Aufklärung“, eine 
rein parteipolitiſche Machenſchaft, welche den Keil zwiſchen 
Offiziere und Mannſchaft trieb, die innere Politik vergiftete, 
in unſere politiſche Leitung aber Zwieſpalt und eine Zwei⸗ 
deutigkeit trug, welche uns das Vertrauen der ganzen Welt 
einſchließlich unſerer Bundes genoſſen koſtete. Gegen den bis⸗ 
herigen Monarchen jetzt, nach ſeinem Sturz, harte Worte zu 
brauchen wäre unritterlich. Aber das den Geiſt ſchon der bis⸗ 
herigen Verfaſſung gröblich verletzende perjönliche Regiment 
mit ſeiner lauten Reklame und abſolut dilettantiſchen Politik 
hat die Weltkoalition gegen uns zuſammenbringen helfen. Das 
öffentliche Verſprechen konſtitutioneller Regierung vom No⸗ 
vember 1908 wurde gebrochen. Noch im Krieg wurde unſere 
Friedensaktion durch Reden des Monarchen durchkreuzt und 
ſchließlich (Erlaß vom 15. Juni) der Krieg zu einem 
perſönlichen Duell des Monarchen gegen den Mammonis⸗ 
mus — der Angelſachſen! — geſtempelt. Der ſchon aus dieſem 
Grund bei der Friedensbitte durch die Würde gebotene Thron⸗ 
verzicht des Monarchen wurde verzögert. Er wicd nun, gleich⸗ 
viel mit welchem Recht, für immer mit dem Odium belaſtet 
bleiben, dadurch die feindlichen Bedingungen für uns erſchwert 
zu haben. Und ſchließlich hat er durch Deſertion aus der Haupt⸗ 
ſtadt und Spielen mit dem Staatsstreich die Revolution gerade⸗ 
zu provoziert. Die Abwälzung der Verantwortung auf die Mi⸗ 
niſter, traurig vom Standpunkt der Würde, überdies unhaltbar 
gegenüber dem Inhalt der Akten, deren Publikation bevorſteht, 
gab dem monarchiſchen Gedanken den Reſt. Die preußiſche 
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Dynaſtie iſt dadurch derart hoffnungslos diskreditiert, daß 
nunmehr ihre Erhaltung, damit aber auch die der anderen Dy⸗ 
naſtien, auf Grund noch ſo triftiger ſtaatstechniſcher Erwägun⸗ 
gen nicht mehr vertreten werden könnte. 

Nicht nur die Dynaſtien und ihr Organ aber: der bisherige 
Bundesrat, ſind durch das alte Syſtem diskreditiert, ſondern 
leider auch: das Parlament. Geſliſſentlich in feiner Macht nie⸗ 
dergehalten und in ſeinem Niveau gedrückt, von den Schmeich⸗ 
lern des alten Syſtems jahrzehntelang heruntergeriſſen, von der 
„Aufklärung“ während des Krieges bei der Armee in Verruf 
gebracht, konnte der Reichstag unmöglich die Autorität in An⸗ 
ſpruch nehmen, um im Augenblick des Zuſammenbruchs die 
Macht in der Hand zu behalten. Es gereichte ihm nur weiter 
zum Schaden, daß nunmehr plötzlich ſeine bisherigen Verläſte⸗ 
rer für ihn eintraten, denen jetzt die Exiſtenz des früher fo 
verabſcheuten „Parlamentsheers“ gewiß nicht unwillkommen 
geweſen wäre. Nun rächte ſich das Verhalten der literari⸗ 
ſchen Lobredner der Beamtenherrſchaft. Denn es zeigte ſich, 
daß die bureaukratiſche Maſchinerie nach der Natur ihrer 
ideellen und materiellen Triebkräfte und angeſichts der Natur 
des heutigen Wirtſchaftslebens, welches durch ſein Verſagen ja 
zur Kataſtrophe geführt würde, gegebenenfalls bereit iſt, unbe⸗ 
ſehen jedem zu dienen, der ſich im phyſiſchen Beſitz der nötigen 
Gewaltmittel befindet und den Beamten den Fortbeſitz ihrer 
Aemter gewährt. Das Fehlen einer im Glauben der Nation 
verwurzelten Autorität der Volksvertretung aber machte 
die Bahn frei für die revolutionäre Diktatur. Da Revolutionen 
ſtets von Minderheiten in die Wege geleitet werden, wäre nun 
gegen eine zeitweilige Diktatur an ſich nichts einzuwenden. Poli- 
tiſch kommt aber in Betracht: daß bei dem bundesſtaat⸗ 
lichen Charakter Deutſchlands das völlige Abreißen der bisher 
legitimen Gewalten die fachliche Neuordnung gewaltig e r⸗ 
ſchwert. Die „hiſtoriſche“ Legitimität iſt dahin. Auch den 
ſpezifiſchen „Mittelparteien“ bleibt jetzt als Rückweg aus der 
Gewaltherrſchaft der Soldatenräte zur bürgerlichen Ordnung 
nur die revolutionäre, naturrechtliche, Legitimität der 
auf der Volksſouveränität ruhenden Nonſtituante. Das 
bedingt aber einen Neubau vom gewachſenen Boden aus. Uns 
Radikalen könnte nun eine ſolche Lage an ſich nur willkommen 
ſein. Allein es liegt auf der Hand, welche Schwierigkeiten da⸗ 
bei für jede rationelle Neuordnung einfach dadurch gegeben 
find, daß nun in Deutſchland eine Mehrheit von Konfti- 
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tuanten: des geſamtdeutſchen, des preußiſchen, bayeriſchen, 
badiſchen uſw. Volks, über dieſe höchſt komplizierten Fragen 
entſcheiden ſoll. Geſetzt z. B. — jo unwahrſcheinlich gerade 
dieſer Fall ſein mag — die Mehrheit des preußiſchen Volls 
ſtimmte für den Fortbeſtand der Dynaſtie, die Mehrheit des 
Reichsvolks als Ganzen aber für die Republik. Dann wäre zwar 
klar, daß die Entſcheidung der Reichskonſtituante für das Reich 
und damit indirekt auch für Preußen maßgebend wäre. Aber 
leicht wäre dieſe Lage nicht. In jedem Fall iſt aber ſchon des⸗ 
halb, weil die Reichsordnung den Rahmen für die Einzel⸗ 
ſtaaten abgibt, vor allem die Geſamtkonſtituante un⸗ 
aufſchiebbar. Denn an der Ordnung vor allem des 
Reichs hängt das wirtſchaftliche Lebensintereſſe ebenjo 
der Arbeiterſchaft wie des Bürgertums, ganz gleichgültig wie 
ſtark ſozialiſtiſch die Neuordnung ausfällt. 

Ebenſo aber hängt an der Beſchleunigung der Beſtand der 
Neuordnung überhaupt. Es iſt ein ſehr ſchwerer Rechenfehler 
eines Teils der Unabhängigen Sozialdemokraten, zu glauben, 
oder vielmehr: unter dem Druck von links ſich einzureden: eine 
Verzögerung verbeſſere die Chancen des Sozialismus. Sie ver⸗ 
beſſert ausſchließlich die Chancen des Bürgerkriegs und der 
inneren Auflöſung unſerer Wirtſchaftsordnung. Mit voller 
Sicherheit aber würde dadurch erreicht: daß in nicht zu ferner 
Zeit entweder die Entente von ſich aus einmarſchiert, oder daß 
ſich eine mittelparteiliche Gegenregierung auf dem Boden des 
Reichstags neu bildet, mit welcher dann einmarſchierende 
fremde, etwa amerikaniſche, Gewalten ſich in Verbindung ſetzen 
und mit Hilfe des Standrechts eine nichtſozialiſtiſche Regierung 
einſetzen, um den Frieden abſchließen zu können. Wir vermögen 
dieſe äußerſte Schmach: daß wir unſere inneren Verhältniſſe über⸗ 
haupt nicht ſelbſtändig ordnen können, nur dann abzuwenden, 
wenn der Bürgerkrieg vermieden wird und bald eine „legitime“ 
Regierung entſteht. Nun iſt gewiß nicht beſtimmt zu behaup⸗ 
ten, daß die Konſtituante ein ſicheres Mittel ſei, ihn 
definitiv zu verhindern. Das hängt nicht von uns, auch nicht 
von den Mehrheitsſozialiſten oder Unabhängigen Ssozialiſten 
ab, ſondern vor allem von jenen bei jedem Umſturz ſich als 
Schmarotzer einfindenden Elementen, die nicht für, ſon⸗ 
dern von der Revolution leben wollen, d. h. 
als „Rote Garde“ oder als Mitglieder von „Revolutionskomi⸗ 
tees“ oder als deren Beauftragte ſich gegen Leiſtung von Ge⸗ 
ſchwätz» und Spitzeldienſten arbeitslos füttern 


[offen möchten. Denn dies und gar nichts 
anderes iſt das Weſen ſowohl des Bolſchewismus in Ruß⸗ 
land wie der verwandten Bewegungen bei uns, ſo unbedingt 
ſicher die ibeofogijche Gutgläubigkeit der an der Spitze ſtehenden 
Literaten und Glaubenskämpfer ſein mag. Die an der Revo⸗ 
lutionsgrippe gefütterten Schmarotzer haben gar kein Intereſſe 
an einem Ende des jetzigen Zuſtandes, ſolange er ihnen 
Nahrung gibt. Bei dieſer Eigenart der Bewegung werden 
Putſchverſuche von ihrer Seite unter keinen Umſtänden aus⸗ 
bleiben, und wir müffen abwarten, ob die ſozialiſtiſche Regie⸗ 
rung einſchließlich der Unabhängigen die feſte Hand haben 
wird, die Glaubens kämpfer in zugleich rückſichtslos durchgrei⸗ 
fender und doch menſchlicher Form unſchädlich zu machen und 
ſo die feindliche Okkupation zu vermeiden, welche das Schickſal 
nicht nur des deutſchen Sozialismus, ſondern auch jeder echten 
Demokratie auf Generationen hinaus beſiegeln würde. Freilich: 
beſſer als eine unfrete, durch verfälſchte oder verge⸗ 
waltigte Wahl zuſtande gebrachte Konſtituante wäre gar 
keine. Denn eine Nichtanerkennung oder Sprengung der 
Konſtituante, wie ſie bei Unfreiheit der Wahlen erfol⸗ 
gen würde, müßte eben dazu führen, daß die einmarſchie⸗ 
rende Entente als einzige legitime Gewalt den alten Reichs⸗ 
tag wieder einberiefe, und das könnte man auch ohne dieſen 
Umweg haben. Es gibt bei freien Wahlen keine 
ſozialdemokratiſche Mehrheit. Ohne frei⸗ 
williges Mittun des Bürgertums bekommt 


die Regierung keinen Frieden und ſteht die 


Oktupation, früher oder ſpäter, bevor. Darüber 
ſei man ſich doch ja ganz klar und ziehe, ſo oder ſo, die 
Konſequenzen. f 
Andererſeits aber würde ein Verſuch dynaſtiſcher Löſung 
die ohnehin große Gefahr des Bürgerkriegs und damit der 
Unfreiheit in der Geſtaltung unſerer Verfaſſung gewaltig 
fteigern, Denn der Verſuch einer Retablierung der Dynaſtien 
würde im Ausland und vor allem im Inland wie ein Anfang 
der Rückwärtsreviſion der demokratiſchen Neuordnung über⸗ 
haupt wirken. Die baldige Einberufung einer freien Kon⸗ 
ſtituante und damit das Bekenntnis zur Republik 
iſt uns alſo diktiert durch die ſonſt unmittelbar drohende 
Fremdherrſchaft. Aber ſo offen wir uns, ehrlicher Weiſe, dieſe 
Situation klar machen mußten — doch nicht nur dadurch. 
Die Republik als Staatsform ſcheint zur Zeit der ſicherſte 
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Meg, das groß deutſche Problem, welches jetzt vor uns 
ſteht, einer Löſung entgegenzuführen. Wir müſſen für die 
Staatsform eintreten, welche geſtattet, die möglichſte Höchſtzahl 
von Deutſchen in einem Verband zu einigen. Ob dies für 
Oeſterreich und Bayern in normalen Zeiten auf die Dauer die 
Republik ſein würde, mag jetzt dahingeſtellt bleiben. Für die 
Gegenwart ſcheint es fo zu fein, und, wenn es fo iſt, fo ſind 
daraus die Konſequenzen zu ziehen. 

Neben dieſen unmittelbar politiſchen, rein aus der 
Gegenwartslage folgenden Gründen ſpricht nun aber für 
uns Radikale noch etwas anderes dauernd Bedeut⸗ 
ſames für die Republik. Staatstechniſche Fragen ſind leider 
nicht unwichtig, aber natürlich ſind ſie für die Politik 
nicht das Wichtigſte. Weit entſcheidender für die Zukunft 
Deutſchlands iſt vielmehr die Frage: ob dae Bürgertum in 
ſeinen Maſſen einen neuen verantwortungsbereiteren und ſelbſt⸗ 
bewußteren politiſchen Geiſt anziehen wird. Bisher 
herrſchte ſeit Jahrzehnten der Geiſt der „Sekurität“: der 
Geborgenheit im obrigkeitlichen Schutz, der ängſtlichen Sorge 
vor jeder Kühnheit der Neuerung, kurz: der feige Wille zur 
Ohnmacht. Gerade die techniſche Güte der Verwaltung: der 


Umſtand, daß es dabei im großen und ganzen materiell gut ging, 


hatte breite Schichten der Bevölkerung überhaupt (nicht nur 
Bürger) ſich in dies Gehäuſe einleben laſſen und jenen Staats- 
kürgerftolg, ohne welchen auch die freieften Inſtitutionen nur 
Schatten find, erſtikt. Die Republikmachtdieſer Se 
kurität“ ein Ende. Die Geborgenheit der ſozialen und 
materiellen Privilegien und Intereſſen in der hiſtoriſchen Legi⸗ 
timität des Gottesgnadentums hört auf. Das Bürgertum wird 
dadurch ebenſo ausſchließlich auf ſeine eigene Kraft und 
Leiſtung geſtellt, wie die Arbeiterichaft es längſt war. Unter 
den für die abſehbare Zukunft geltenden Exlſtenzbedingungen 


der Geſellſchaft hat es die Probe auf feine Unentbehrlichlelt und 


Eigenbedeutung nicht zu ſcheuen. Eben deshalb wird dleſe Probe 
feinem Selbſigefühl, hoffen wir, gut tun. Dem Selbſtgefühl jeder 
Nation iſt es ja zugute gekommen, wenn ſie einmal ihren legi⸗ 
timen Gewalten abgeſagt hatte, ſelbſt wenn ſie, wie in England, 
fie ſpäter wieder von Volkes Gnaden zurückrief. Gewiß: es tft für 
die Entwicklung dieſes nationalen Selbſtgefühls ſchlimm, daß die 
Demokratie zu uns nicht, wie in Holland, England, Amerika, 
Frankreich, in Verbindung mit erfolgreichen Kämpfen oder, wie 
wir es erſtrebt hatten, in Verbindung mit einem ehrenvollen 
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Frieden gekommen ift, ſondern im Gefolge einer Niederlage. 
Die ſchmachvolle Konkursliquidation des alten Regimes, mit 
der ſie belaſtet iſt, tritt hinzu, um ihre Zukunft politiſch zu 
verdüſtern. Es ſind zunächſt nicht frohe Tage, die ſie der Nation 
verſprechen kann. Die Republik iſt eine Saat auf Hoffnungen, 
von denen wir heute nicht wiſſen, ob ſie alle erfüllt werden. 
Sie darf nicht bleiben, was ſie offenbar heute für nur allzu viele 
iſt: ein Narkotikum, um durch einen Rauſch über den 
furchtbaren Druck des Zuſammenbruchs hin⸗ 
auszukommen. Sonſt iſt alles bald zu Ende. Weil aber das 
Vaterland für uns nicht das Land der Väter, ſondern der 
Nachfahren iſt, und weil wir zu den Nachfahren mehr Zu⸗ 
trauen haben und haben müſſen als zu der älteren Gene⸗ 
ration, weil wir endlich die entſchloſſene Abſage an die 
dynaſtiſche Legitimität als ein Mittel ſchätzen, auch das 
Bürgertum endlich politiſchh auf eigene Füße zu 
ſtellen, deshalb fügen wir uns zwar loyal jeder Mehr⸗ 
heitsentſcheidung durch Konſtituante und Plebiszit, ſtehen aber 
unſererſeits ohne Vorbehalt und Zweideutigkeit auf dem 
Boden der Republik. — Wie aber ſoll dieſe ausſehen? Das 
hängt von den Aufgaben ab, die wir ihr ſtellen. 


II. — 
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Dabei, daß politiſches Leben donc arteien getragen wird, 
wird es bleiben. Aber: den neuen Aufgaben entſprechen neue 
Parteien. „Neu“ vor allem hinſichllich der Berfonen. 
Schlimm genug, daß die techniſch unentbehrlichen Partei⸗ 
apparate (Sekretäre, Korreſpondenzen und Vertrauensmänner) 
die Parteien auch nach Entleerung von jeder Spur ihres alten 
Sinnes unſterblich zu machen pflegen. Wenigſtens für die Per⸗ 
ſonen der Führer darf das aber nicht gelten. Wenn beiſpiels⸗ 
weiſe die nationalliberale Partei fortbeſtehen ſollte, wie ein 
Teil es will, fo kann fie doch unmöglich für eine demokratiſche 
Neuordnung mit Führern vor die Wähler treten, welche die 
Hetze gegen die „weſtliche“ Demokratie mitmachten, oder für 
den Völkerbund mit ſolchen, welche Flandern oder Briey an⸗ 
gliedern wollten, die wahnſinnige Baltenpolitik ſtützten, die un⸗ 
glaubliche Note an Mexiko befobten, vor allem: den Tauchboot⸗ 
krieg demagogiſch erzwingen halfen. Sonſt wird der Wahlkampf 
kein Ringen um die Zukunft, ſondern eine zornige Abrechnung 
über die Vergangenheit. Wenn jetzt 22 Monarchen abdankten, weil 
man fie getäuſcht hatte, fo müſſen auch die verdienteſten 
— zum Teil perſönlich durchaus ſympathiſchen — Partei⸗ 
honoratioren aus ihren Irrtümern, welche ſchließlich Deutſch⸗ 
lands Exiſtenz gekoſtet haben, die Konſequenzen ziehen, anſtatt 
als Lohn für möglichſt ſchnelles Umlernen alsbald wieder 
Parteieinfluß oder gar Mandate zu verlangen. Aehnliches gilt 
in anderer Art für die Linke. Vorgänge wie kürzlich im erſten 
Berliner Wahlkreis — die Ausſchaltung faſt des einzigen 
„miniſtrablen“ Politikers der Linken — ſind tödlich: die Nation, 
zumal die feldgraue, hat das völlig ſatt. Verjüngung, 
und zwar tunlichſt feldgraue Verjüngung, fordert die 
Stunde für die neuen Aufgaben. Welches ſind dieſe jetbftt 


1. Klarer Verzicht auf imperialiſtiſche Träume und alfo rein 


autonomiſtiſches Nationalitätsideal: Selbſtbe⸗ 


he 


ſtimmung aller deutſchen Gebiete zur Einigung in einem un⸗ 
abhängigen Staat zu rückhaltlos friedlicher Pflege 
unfter Eigenart im Kreiſe des Völkerbunds. Nicht von uns allein 
hängt es ja ab, ob nationaler Pazifismus unſere 
dauernde Geſinnung bleiben kann. Werden, wie vor 1870, 
unſerer Einigung (wenn und ſoweit die Deutſchen, insbe⸗ 
ſondere die Oeſterreicher, ſie ſelbſt wollen) Hinderniſſe bereitet, 
werden uns außer dem Elſaß, über deſſen ſtaatliches Schick⸗ 
ſal wir, nachdem es dem alten Regime in 50 Jahren nicht 
gelang, dieſes kerndeutſche Land uns innerlich zu gewinnen, 
dieſen Frieden, der hoffentlich wenigſtens ſeine Eigenart wahrt, 
als Schlußurteil eines langen Prozeſſes ehrlich akzeptieren wollen, 
deutſche Gebiete im Weſten oder gar Oſten abgenommen, werden 
uns über die Entſchädigung Belgiens hinaus unter dem Vor⸗ 
wand von Schäden, welche aus der Tatſache des Kriegs als 
ſolcher und aus beiderſeitigen Handlungen herrühren, Fron⸗ 
und Schuldpflichten auferlegt — dann wird, nach einer Epoche 
von bloßem Ermüdungspazifismus, jeder letzte Arbeiter, der 
das ſpürt, Chauviniſt werden! Der Völkerhaß iſt in Per⸗ 1 
manenz und die deutſche Irredenta mit all den dabei 
üblichen revolutionären Mitteln der Selbſtbe⸗ 
ſtimmung flammt auf. Gegen die Fremdherrſchaft find auch 
die Mittel der Spartakusleute recht, und die deutſche ſtudierende 
Jugend hätte eine Aufgabe. Der Völkerbund wäre innerlich 
lot, daran könnten keine „Garantien“ etwas ändern. Die 
engliſche Politik hätte ſich einen Todfeind geſchaffen und 
Präsident Wilſon wäre nicht der Friedensſtifter der Welt, ſon⸗ 
dern der Stifter unendlicher Kämpfe. 


2. Kommt — wie wir wollen und hoffen — ein Friede zu⸗ 
ſtande, den wir innerlich aufrichtig annehmen können, dann 
it gründliche Entmilitariſierung die Parole. 
Alſo zunächſt natürlich die bisher fehlende Unterordnung der 
Militärgewalt unter die bürgerliche. Der international zu 
vereinbarende Uebergang zum rein defenſiven 
Milizſyſtem wird fie ohne weiteres zur Folge haben. 
Wehrloſigkeit bedeutet fie nicht und darf fie ſchon deshalb 
nicht bedeuten, ſolange das Wiederaufflammen der in aller⸗ 
erſter Linie am Kriege ſchuldigen imperialiſtiſchen Gefahr 
von Rußland, — außer Amerika dem einzigen Lande, 
welches den Bohkott auch eines Völkerbundes leicht ertrüge, 
— nicht endgültig gebannt ſcheint. 


3. Die Beſeitigung der hegemonialen groß ⸗ 
preußiſchen Struktur des Reiches, welche in Wahrheit 
die Herrſchaft einer Kaſte bedeutete, iſt auch für die preußiſche 
Demokratie Programmpunkt. Unentbehrlich wäre ſie zumal für 
Einigung mit Oeſterreich, welche übrigens dem Reiche — ſeien 
wir uns klar! — nicht Macht und Geſchloſſenheit, ſondern 
ſchwierige Probleme und Laſten zuführen wird und muß, jeden⸗ 
falls aber ſeine äußere Kraft nicht ſteigert, alſo Keine realpoli⸗ 
tiſche, ſondern eine rein gefühlspolitiſche Notwendigkeit iſt. 
Wien ift noch weniger als München von Berlin aus zu regieren. 
Behördenverteilung auf die großen Zentren, abwechſelnde 
Tagung des Parlaments in Berlin und Wien oder ſtändig an 
einem ganz neuen Ort und ähnliches wären ja Aeußerlichkeiten, 
— aber doch nicht bedeutungslos. Gerade im gegen⸗ 
wärtigen Moment mü Ils die Fonftituante, um 
unter einem weithin ſichtbaren Zeichen der Neuerung zu tagen, 


in einer anderen Stadt als Berlin. einerlei ob 


Frankfurt, Nürnberg, München, zuſammentreten. Ihre Aufgabe 
iſt es, eine Verfaſſung zu ſchaffen, welche im Intereſſe des 
Gleichgewichts der Stämme nicht nur die jetzigen formellen Vor⸗ 
rechte Preußens beſeitigt, ſondern zur Kompenſation ſeines 
bleibenden materiellen Schwergewichts ſtaatspolitiſche Gegen⸗ 
gewichte darbietet. Welche? 

4. Unitariſche oder föderaliſtiſche Löſung? 
Einheitsſtaat oder Bundesſtaat? Man muß ſich klar machen, 
und wir kommen öfters darauf zurück: daß dafür vor allem die 
wirtſchaftliche Zukunftsorganiſation wichtig iſt. Eine 
wirklich ſtreng ſozlaliſtiſche Organiſation würde für die einheit⸗ 
liche Wirtſchaft auch ein einheitliches politiſches Gehäufe 
fordern. (Nur eine Scheinausnahme wäre die „Munizivali- 
ſierung“ lokaler Bedarfs betriebe: Gas, Waſſer, eleltriſche Be⸗ 
leuchtung, Trambahnen uſw. durch die Gemeindeverwal⸗ 
tungen, da fie ja hinſichtlich der Produktlonsmittel: Kohle, 
Maſchinen uſw. einſchließlich der Arbeitskräfte ſchließlich doch 
in den ſtaatsſozialiſtiſchen Geſamtplan, der ihnen dieſe zu⸗ 
weiſen müßte, eingefügt blieben.) Jede wirkliche „autokephale“, 
d. h. mit gänzlich ſelbſtändigen Beamtenſtäben arbeitende, 
und „autonome“, d. h. nach eigenen Satzungen wirtſchaftende, 
Selbstverwaltung von Provinzen, Staaten, Gemeinden auf der 
Produktionsſeite und in den Finanzen würde Hemm⸗ 
nis, Verſchwendung, Mangel einheitlicher nationalwirtſchaft⸗ 


licher Planmäßigkeit bedeuten. Dagegen jede privatwirt⸗ 


— 


ſchaftlich ſelbſtändige Organiſation durch freie Unternehmer, 
auch durch ſelbſtgeſchaffene Unternehmerverbände, kann ſich mit 
dem Föderalismus vertragen und auch über die einzelſtaatlichen 
Grenzen hinweg Teilwirtſchaſtsgebiete ſyndizieren, wenn nur 
Recht, Währung, Handelspolitik und Produltionsſteuern ein⸗ 
heitlich geordnet ſind. Vorfrage der politiſchen iſt alſo dieſe 
wirtſchaftsorganiſatoriſche Grundfrage. Gehen wir ihr, da ſie 
ja an ſich höchſt aktuell iſt, entſchloſſen zu Leibe. 

Kann, fragen wir, der Unternehmer wirtſchaftlich 
ſo ausgeſchaltet werden, wie die vielbeklagte politiſche 
Ohnmacht des Bürgertums den Laien vermuten läßt? Man 
mag es bedauern oder nicht: das iſt nicht der Fall. Zeit⸗ 
lage ſowohl wie Dauerlage unſerer Wirtſchaft verhindern es. 


Erſtens: die Zeitlage. Sie iſt einfach die: Nicht nur die 
Neuordnung, ſondern die einfache Wiederinſtandſetzung, ja ſchon 
die bloße Ernährung der Nation bedarf auf lange Jahre 
Kredit. Und zwar Auslandskredit, ganz deutlich: 
amerikaniſchen Kredit. Ueber dieſe unvermeidliche öko⸗ 
nomiſche Fremdherrſchaft täuſche ſich niemand. Eine rein pro⸗ 
letariſche Regierung aber, auch die beſte, iſt für 
das Ausland kreditunfähig. Die ihr zugänglichen 
Erſatzmittel für den Kredit: Notenpreſſe und Konfiskation, 
wälzen die Laſt auf die Schultern kommender Jahrzehnte, ohne 
zu helfen, und erzwingen ſchließlich erſt recht und dann auch 
formell die Pfandherrſchaft des Auslands. Denn mit entwer⸗ 
teten Noten kann das Ausland nichts anfangen, Konfiskationen 
aber erregen ihm den Verdacht, daß ſeine eigenen Kredite 
nicht ſicher find. Es wird dann reale Garantien fordern und 
dieſemilitäriſch ſchützen. Nur eine Regierung und nur 
eine Wirtſchaft bürgerlicher Struktur erhält Kredit. Des⸗ 
halb: weil nur das Bürgertum an dem privatwirtſchaftlichen 
Unterbau der Wirtſchaft, der allein das, was das Ausland als 
Sicherheit ſeiner Forderungen braucht: die Geld ſteuerkraft ver⸗ 
bürgt, ein hinlänglich ſtarkes, als Garantie dienendes Eigen? 
intereſſe hat, welches durch keinerlei noch jo hübſch ausgeklügelte 
„Naturalrechnung“ einer ſozialiſtiſchen Geſellſchaft erſetzbar iſt. 
Ja noch mehr. Vor die Wahl geſtellt, dem bürokratiſterten 
Apparat einer ſozialiſtiſchen Wirtſchaſt oder einem Konſortium 
freier Banken oder etwa ſchwerinduſttieller Wirtſchaftsorganiſa⸗ 
toren den gleichen Betrag zu kreditieren, würde das Aus⸗ 
land keinen Augenblick mit der Antwort zögern: nur die⸗ 
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Charakter der Arbeit der bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen Unter⸗ 
nehmer hervorgehoben. Keine Gewerkſchaft, noch weniger ein 
ſtaatsſozlaliſtiſcher Beamter kann uns dieſe Funktionen er⸗ 
ſetzen. Man muß ſie nur an der rechten Stelle verwenden, 
ihnen zwar die unvermeidlichen Prämien — des Profits — 
hinhalten, fie aber ſich nicht über den Kopf wachſen laſſen. 
Nur fo iſt — heute! — Fortſchritt zur Sozialiſtecung mög⸗ 
lich. Jeder geſchulte Sozialiſt weiß das; beſtreitet er es, fo 
ift er nur ein Schwindler. Das Reſſentiment und die ſtändi⸗ 
ſchen Inſtinkte der akademiſchen Literaten aber gegen Men⸗ 
ſchen, die von ihnen nicht examiniert ſind, dennoch aber — 
Geld verdienen und Macht ausüben, wäre für die wirtſchaftlich 
fortſchrittlichen Arbeiter der ſchlechteſte aller Berater. 

Die Demokratie wird alle Literatenſchlagworte, heißen fie 
„Organiſation“ oder „freie Wirtſchaft“, „Gemeinwirtſchaft“ 
oder „Durchſtaatlichung“, oder wie immer, ablehnen. 
Die Bezeichnung einer Maßregel als „fſozialiſtiſch“ oder 
umgekehrt als „liberal“ bedeutet ihr weder Empfehlung noch 
das Gegenteil. Für jedes Teilwirtſchaftsgebiet fragt fie 
vielmehr ganz ausſchließlich nach dem ſachlichen Wejul- 
tat, danach alſo: wie man dazu gelangt, einerſeits die 
Erwerbschancen der breiten Arbeitermaſſen 
zu verbeſſern, andererſeits die Aubgiebigkeit der Be⸗ 
darfsverſorgung der Geſamtbevölkerung zu erhöhen. 

Staatstechniſch bedeutet dies alles: daß die unitariſche 


U Löſung uns nicht unbedingt aufgezwungen, daß vielmehr 


Raum für den Föderalismus iſt, wenn man ihn aus anderen 
Gründen wählen muß. Die rein unitariſche Löſung wäre 
nun aber nach der Zeitlage nicht möglich. Wirtſchaſtlich nicht: 
Oeſterreich hat eigene Währung und Notenbank, heterogene 
Finanzwirtſchaft und handelspolitiſche Bedürfniſſe. Politiſch 
nicht: daß die Feinde, unter deren Fremdherr⸗ 
ſchaft wir ſtehen, ſie niemals dulden würden, 
liegt auf der Hand. Aber davon ganz abgeſehen: die berechtigte 
Eigenart nicht nur Oeſterreichs, ſondern auch Bayerns würde 
ihr ſcharf widerſtreben. Drängt fo alles zum republilaniſchen 
Föderatipſtaat, fo fragt ſich: wie dieſer auszuſehen hat? Man 
wird bei allen Grundinſtitutionen die Wahl zwiſchen mehreren, 
weiterhin kurz zu ſlizzierenden Prinzipien haben. Wie ſtellen 
dieſe zunächſt einander gegenüber. 


7 i III. 


Es wird dabei, um es zuſammenzufaſſen, von folgenden 


Vorausſetzungen ausgegangen: 
1. daß die Föderativrepulik erſtrebt werden ſoll. Ob jle 


tatfächlich kommt, hängt u. a. auch davon ab, ob die Berliner 


Semaltherrichaft nicht entweder den Separatismus bis aufs 


gußerſte ſtärkt oder (vielleicht gleichzeitig) dynaſtiſche-Gegen⸗ 
ſtrömungen anwachſen läßt. In Oeſterreich ſcheinen dieſe ſtark 
zu ſein und dadurch könnte eine ganz neue Sitr ation für uns 
entſtehen. Denn wir gehen davon aus, daß 

9, die großdeutſche Löſung beabſichtigt iſt, was weiter 
bedeutet, daß 


3. die großpreußiſchen Beſtandleile der Verfaſſung 
am unbedingteſten beſeitigt werden müſſen. Dies hat vor 
allen Dingen eine jetzt erſt, auf republikaniſchem Boden, mög⸗ 
liche Folge: daß die Verbindung der höchſten 
Spitze des Reichs mit der preußiſchen Staats⸗ 


spitze künftig fortfällt, und daß auch die preußiſchen 


hegemonialen“ Vorrechte im Bundesrat (Art. 5 Abſ. 2, 7 Abſ. 
3, 11 Satz 1, 15 Abſ. 1, 37) und die Rechte Preußens aus den 
Militärkonventionen künftig fortfallen, Hier llegt nun, bei 
dem durch keine Paragraphen zu beſeitigenden Gewicht des 
preußiſchen Gebietsumfanges, ſeiner Bevölkerung und ſeiner 
Wirtſchaftsſtellung ſowohl als Abſatzmarkt wie als Produk- 
tionsgebiet, und bei der rieſigen Machtſtellung des preußiſchen 


Nerwaltungsapparats und ſeiner Leitung, die Quelle faſt 


aller Schwierigkeiten des deutſchen Föderalismus. Denn 
wir nehmen an, daß 


4. eine dauernde Zerſchlagung Preußens in Teil⸗ 


ſtaaten, wie man ſie aus föderaliſtiſchen Gründen in der Ver⸗ 


gangenheit erörtert hat, finanziellen und verwaltungstechnie 
ſchen Schwierigkeiten ſo großer Art begegnen und die Gefahr 
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des oſtelbiſchen Partikularismus jo fteigern würde, daß je 


schwerlich in ſolchem Umfang in Betracht kommt, daß nicht 
doch dem von Berlin aus verwalteten Gebiet ein gewalliges 


Uebergewicht verbliebe. Würde ſie dennoch ſich als möglich 


erweiſen und durchſetzenk) — und „Berlin“ wirkt ganz 
in dieſem Sinn —, dann würden wir ſie akzeptieren. Aber 


*) Eine Zuſammenlegung oder Zerteilung von Einzelſtaaten 
auf dem Boden des Reichsgebietes könnte die Reichsverfaſſung gus⸗ 
drücklich vorſehen, indem ſie — einem von anderer Seite gemachten 
Vorſchlag ſolgend — Normativbeſtimmungen für den Fall aufftelte, 
daß eine Konſtituierung neuer Staatsweſen auf dem Boden bisher 
ſchon beſtehender oder eine Verſchmelzung anderer mit Nachbar⸗ 
ſtaaten ſtattſände oder verſucht würde. Für die Verſchmelzung 
lämen Hohenzollern, Oldenburg, Mecklenburg⸗Strelitz, die Zwerg⸗ 
ſtaaten der norddeutſchen Ebene (außer Hamburg und Bremen), ſo⸗ 
wie alle Enklaven durch Anſchluß an den umgebenden Staat, für 
Thüringen durch Zuſammenſchluß zu einem Ginheitsitaat in Be⸗ 
tracht. Für die Zerteilung oder Abgkieberung vor allem: Preußen 
Die formelle Vorausſetzung für die Einleitung der Zerteilung — was 
ja allein eruſte Schwierigleiten macht — wäre wohl „er Antrag eines 
hinlänglich großen Bruchteils (etwa: %) der Wohnbevölkerungen 
innerhalb eines geographiſch zuſammenhängenden Gebietes, in 
Preußen wohl mindeſtens: einer Provinz. Bei Vorliegen eines 
ſolchen Antrages hätte das Reich innerhalb der Provinz die Mahl 
non Kommiſſären zu veranlaſſen, welche zunächſt mit den Zentral⸗ 
inftanzen des bisherigen Zugehörigkeitsſtaates über die Vermögens⸗ 
und DVerwaltungsteilung einen Vergleich zu verhandeln und über 
bie innerhalb beſtimmter Friſt nicht zur Einigung gebrachten Punke, 
ebentuell alſo die ganzen Fragen, den Schiedsſpruch der Reich 3- 
regierung herbeizuführen hätten. Der jo zuſtandegebrachte Rezeſt 
wäre alsdann den Bevölkerungen der abzugliedernden Teile zar 
Volksabſtimmung zu unterbrelten, ehe die Zulaſſung als Staat er 
folgte. — Der Weg, von Reichswegen planmäßig die Neuaufteilung 
der deutſchen Landkarte zu unternehmen, wäre weitaus rationaler, 
aber ſicher aussichtslos, da die Staaten ſich dem nicht fügen würden. 
— Nach einem ſinnreichen Vorſchlag könnte man bie Zerteilung 
Preußens prämieren, indem man neben dem Mindeſtumfang 
für die Zulaſſung als Staat (1 Million Einwohner) auch eine ſehr 
niedrige Höchſtſtimmenzahl in der zu ſchaffenden förderativen 
Zentralkörperſchaft (ein Fünſtel aller) feſtſetzen würde. — Net 
unerwähnt bleibe aber, daß alle Abgliederungsgelüſte in Preußen 
von ſehr ſteuerkräftigen Teilen ausgehen, daher die Entwicklung der 
verbleibend ärmeren Teile ſchwer hemmen würden. Politiſch und 
ökonomiſch Erwünſchtes ſteht da im Konflikt miteinander, 
\ 
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FSU, 


vorerſt ſcheint fie uns trotz allem noch unpraktiſch. Sit dem jo, 

bann würde es ſich alſo um die Schaffung ſtaatsrecht⸗ 

licher Gegengewichte gegen das tatſäch liche. Schwer⸗ 

gewicht Preußens handeln.] — Dieſes alles vorausgeſetzt, ] 
J . 


Fragt ſich zünächſt zweierlei: Parlamentariſche oder 


plebiszitäre Struktur und damit zuſammenhängend: 4 CG u. 
Delegierten⸗ oder Repräſentantenverfaſ⸗ 9 * 

fung für die Organe, welche neben dem ſelbſtverſtändlich für ß 7 . 
das Reich ſortbeſtehenden Volkshaus (Reichstag) zu ſchaffen ſind: 3 , 

für diejenigen alſo, welche anſtelle des bisherigen Bundesrats 

und der bisherigen Reichsregierung (Kaiſer, Reichskanzler und 


Staatsſekretäre) treten ſollen. Sie find es, die, im Gegenſgtz 3 
zum Vollshaus, die größten Schwierigkeiten machen. 0 N | 
Die bisherige Hegemonialerfaffung nötigte die übrigen 2 tout 2 


Stundesftaaten dazu, ſich durch verfaſſungsmäßige Reſerval⸗ 
und Sonderrechte zu ſichern gegen Preußens Herrſchaft, welche 
ſich auf ſeine Finanzübermacht, auf die Kommandogewalt und 
Exekutive des Kaiſers, im Bundesrat aber auf die abſolute Ab⸗ 
hängigkeit der ſlimmberechtigten Zwergſtaaten ſlützte. Die 
Zwergſtaaten werden, nehmen wir an, entweder durch Zuſam⸗ 
menſchluß (Thüringen?) oder Einverleibung ihr ſinnloſes Da⸗ 
fein beſchließen.“) Die verbleibenden Mittelſtaaten aber können 
gas, was ihnen bisher fehlle: Einfluß im Reich (ſtatt nur: 
Freiheit vom Reich) ſich nur dann ſichern, wenn auch künftig. 
eine Körperſchaft beſteht, in der ſie mit einem gegenüber ihrer 
Volkszahl ſtark privilegierten Stimmverhältnis vertreten find. 
Am radikalſten und deshalb in dieſem Maße für uns unnach⸗ 
aͤhmbar führen dies die amerikaniſche und die Schweizer Ver⸗ 
faſſung — unterſchiedslos gleiche Stimmenzahl der Staaten⸗ 
vertreter in Senat bezw. Ständerat ohne alle Rückſicht auf die 
ungleiche Größe der Staaten (Delawara kaum 1/30 von New 
Vork!) — durch. Sowohl die Verfaſſung von 1849 (3. B. Preu⸗ 
ßen 40, Bayern 20 Stimmen im — kleindeutſchen — Staa⸗ 
tenhaus von 168 Stimmen) als die Reichsverfaſſung von 
1867/71 (Preußen 17, Bayern 6 Stimmen von 61 im Bundes 
rat) tun es in maßvoller Art. Beide aber in untereinander 
radikalentgegengeſehter Weiſe. Denn die für einen 
ſo gearteten Föderalismus grundlegende Frage wäre nun: 


1. Bundesratoder Staatenhaus? Delegier 
len- oder Repräſentanten⸗Syſte me Das erſte bes 


*) Siehe Anmerkung auf S. 18. 
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deutet: in der neben dem Volkshaus ſtehenden Körperſchaft 
ſitzen von den einzelnen Reg ierungen ernannte, jederzeit 
abberufbare, ausschließlich nach Fnſtruktionen ſtimmende 
Delegierte, wie bisher im Bundesrat. Das zweite dagegen: 
vort fihen von den einzelſtaatlichen Bevölkerungen oder 
Parlamenten für Feite Legtslaturperioden gewählte, aus- 
ichließlich nach eigener Ueberzeugung ſtimmende Repräſen⸗ 
tanten, wie in Amerika (Senat) und der Schweiz (Ständerat). ' 
Die Verfaſſung von 1849 ließ die Regierungen der Einzelftaa- 
ten und deren Volksvertretungen je die Hälfte der Repräſen⸗ 
tanten für das Staatenhaus ernennen; ſie beſtimmte aber 
ſerner, um das Einheitsgewicht der größeren Staaten mög⸗ 
lichſt zu brechen: daß die letztere Hälfte bei Staaten mit Pro⸗ 
vinzialſtänden durch bieje, alſo landſchaftsweiſe, nicht durch 
die Parlamente, zu wählen ſei. 

Jede Parlaments wahl der Staatenhausrepräſentanten 
bedeutet nun heute eine ſchon weitgehende Annäherung an 
das Delegationsprinzip, da fie ja praktiſch dazu führt, daß die 
einzelſtaatlichen Pavteien ihre Vertrauensmänner entjen- 
den. Direkte (natürlich: ſtrikt demolratlſche) Volks wahl da⸗ 
gegen, vor allem aber: landſchaftsweiſe Wahl, ſteigern die 
Konſequenzen des Repräſentantenprinzips aufs äußerſte. Denn 
jede Volkswahl des Staatenhauſes, und am augenfälligſten 
in dieſer Form, bedeutet grundſätzlich Ausſchaltung der ein- 
zelſtaallichen Negierungen und Parlamente. Eben 
jener Mächte alſo, welche, im radikalen Gegenſatz dazu, beim 
bundesrätlichen Delegatlonsprinzip durch ihre inftru- 
ierten Vertrauensleute gerade die alleinigen Träger der unter 
ite, jogufagen anteilswelſe vepartierten förderaliſtiſchen 
Anrechte am Reich wären, Eine landſchaftsweiſe Direkte Volks 
wahl eines Staatenhauſes wäre demgegenüber nicht eine 
Vertretung der politiſchen Einzelindividualitäten, das 
heißt: der jeweiligen Inhaber der polltiſchen Macht in den 
Einzelſtaaten, ſondern eine Vertretung der landſchaft⸗ 
lichen Eigenarten des Volkes, das heißt: der in jeder 
größeren Landſchaft jeweils vorwlegenden Parteien. Wir 
kommen darauf immer wieder zurück. 

Die unterſcheidende Eigenart eines auf Volkswahl beruhen⸗ 
den Staatenhauſes gegenüber dem daneben ſtehenden Reichstag 
(Volkshaus) würde zumächft in der notwendig weit kleineren 
Zahl zum Ausdruck kommen. Kleinheit von Repräſentativ⸗ 
körperſchaſten bedeutet nach feſtſtehenden Erfahrungen geſteigerte 


Aktionsfähigkeit, präziſere, kühl rational und weniger emotlonak⸗ 
demagogiſch bedingte Entſchlüſſe, mit anderen Worten: größere 
Fähigkeit zur Mach t. Die dabei geopferte Allſeitigkeit der 
Widerſpiegelung des politiſchen Wollens hätte demgegenüber 
chen das daneben ſtehende Volkshaus (Reichstag) zu 
bieten. Wie man dabei dem Volkshauſe gewiſſe Vorrechte beim 
Budget geben könnte, ſo würde man dem Staatenhaus wichtige 
qualitative Sonderleiſtungen zuweiſen können: Verwaltungs⸗ 
kontrolle einſchließlich der Enquete und Beamtenanklage, Kon⸗ 
(rolle der Verträge und der Diplomatie, Ratifikation wichtiger 
Ausführungsverordnungen, vielleicht auch, ſtatt der faſt unver⸗ 
meidlichen latenten, einen offiziell anerkannten Anteil an der 
lemterpatronage. Die zweite Beſonderheit des Stagtenhauſes 
läge in der Verteilung der Mandate auf die Staaten 
Bei landſchaftsweiſer direkter Volkswahl fiele freilich die Not⸗ 
wenbigfeit einer von der Vollszahl weſentlich abweichenden 
Verteilung auf die Einzelgebiete fort. Sie wäre dort ſogar 
finnlos, Das ericheint zunächſt als Vorzug. Aber dafür 
haftet eben dieſem Landſchaftsprinzip in beſonders ſtarkem 
Maße jene dem Staatenhaus, wie wir ſahen, eigene Igno⸗ 
rierung des Schwergewichts der politiſchen 
Gewalten in den Einzelſtaaten an. Gerade wir, denen 
die unitarlſche Republik an ſich genehm wäre, dürfen das 
nicht überſehen. Unmittelbar zwingend war dieje Forderung bei 
der bisherigen Identität des Reichs oberhaupts mit dem preußi⸗ 
ſchen Staatsoberhaupt. Bei der künftigen Trennung beider fiele 
für die Gewährung ſeſter Antellsrechte der Einzelregierun⸗ 
gen an der Reichsregierung dleſer beſondere Grund 
fort. Aber die ſchwere Diskreditlerung „Berlins“ und jetzt das 
zatſächliche Nebeneinanderbeſtehen einzelſtaatlicher Konſtituan⸗ 
zen neben der Reichskonſtituante würden den Einzelregierungen 
cher eine ſtarke Poſition geben, wenn fie verlangen follten: 
bei der Zentrale in einer Körpetſchaft durch inſtruierte Ver⸗ 
trauensmänner, und zwar berart vertreten zu ſein: daß das 
Jewicht ihder Stimme keinesfalls durch Preußen erdrückt werden 
e Und man darf nicht vergeſſen: In einem Staatsweſen 
mit ſolchen ölonomiſchen und finanziellen Problemen, wie wie 
de vor uns liegen ſehen, wird noch weit ſtärker, als dies ohnehin 
der modernen Entwicklung entipricht, die Anteilnahme von 
Reglerungs vertretern an der laufenden Verwaltung 
und ihrer Kontrolle und Inſtruktlon das Entſcheidende, min⸗ 
deſtens ja wichtig wie die Teilnahme der Bevölkerung an 
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großen Stimm körperſchaften. Dieſe aktive Teilnahme an 


der Verwaltung aber kann vom einzelſtaatlichen Standpunkt in 
der Tat am beiten durch injtruierte Beamte ausgeübt werden 
Ein Staakenhaus, volle ids ein auf Volkswahlen und womöglich 
auf Grundlage landſchaftlicher Wahlen ruhendes, böte dafür 
keinen vollen Erſatz. 

Aus dem allen würde folgen: Zunächſt: Verteilung der 
(etwa 50) Mandate nach verbeſſertem Bundesratsprinzip (alſo 
etwa: 15 preußiſche“), 12 öſterreichiſche, 7 bayeriſche uſw. Man⸗ 
date). Ferner: nicht landſchaftliche Volkswahl. Bliebe man 
nun aber bei der ſtaatenweiſen Wahl durch die Parlamente 
der Einzelſtaaten (natürlich in dieſem Fall: unter Erlöſchen des 
Mandats bei jeder allgemeinen Parlaments⸗Neuwahl im betref 
fenden Einzelſtaat, da ja die Repräſentanten dann Parteiver⸗ 
trauensmänner wären, alſo die jeweilige Parteikonſtellation in 
ihrem Staat nicht überdauern dürften), dann würde dies doch 
dem bundesrätlichen Delegationsprinzip ſchon jo 
nahe ſtehen, daß vielleicht die einfache Uebernahme bes 
letzigen Bundesrats die reinlichſte Löſung wäre. Natür⸗ 
lich unter Neuvertellung der Stimmen, Streichung der 
Zwergſlaaten, Wegfall aller Vorrechte der Präſidialſtimme, 
Wechſel des Vorſitzes, Erhaltung und vielleicht Erweiterum: 
der unentziehbaren Sonderrechte. Zumal die Staatenhaus 
Löſung indirekt vielleicht doch zu ähnlichem Reſultat führt. 
Würde man nämlich das Staatenhaus auf Grundlage 
des Repräſentationsprinzips (alſo: mit Volkswahl) durch⸗ 
führen, ſo entſtände, wenn dennoch die Einzelregierun 
gen mit Erfolg Anſpruch auf geſicherten Anteil an der Zentral 
verwaltung erheben ſollten — und das würden fie mobi 
tun —, alsbald die Notwendigkeit, nun noch neben den 
Staatenßhaus und Volkshaus nicht nur überhaupt eine Spitze 
ſondern eine föderaliſtiſche, anteilsweiſe unter den Bundesregie 
rungen repartierte, Spitze zu ſchaffen oder anderweit für ein⸗ 
ſtetige Verbindung der Reichsregierung mit den Einzelitaaten- 
regierungen (durch Agenten oder ſtändige Kommiſſionen) zu 
ſorgen.) Man hätte dann nur, neben dieſer föderaliſtiſchen 
Spitze, zwei Wahlkammern und das Bundes ratsproblem ver⸗ 
ſchöbe ſich alſo ſozuſagen nur auf eine andere Stufe. 


*) S. dazu oben S. 18 Anmerkung! 
%) Wird das Staatenhaus auf reine Legislative beſchränkt, 
fo ift dies Problem beſonders wichtig. 


Müſſen oder ſollen denn nun aber die Einzelregierun⸗ 
gen jenen Anſpruch auf repartierten Regierungsanteil, die 
Quelle aller dieſer Schwierigkeiten, erheben? Vom rein de⸗ 
mokratiſchen Standpunkt aus geſehen, unzweifelhaft: 
nein! da ja ihre Bevölkerungen im Volkshauſe ſowohl 
wie im Staatenhauſe, in dieſem in einem gegenüber Preußen 
privilegierten Maß, vertreten ſein würden. Allein, jede autoke⸗ 


phale politiſche Organiſation ſtrebt nach Macht — wir wer⸗ 


den noch öfter erörtern: weshalb? — und würde dies 
Streben ſicher rein parkikulariſtiſch, im Gegenſaz gegen 
die Zentrale, betätigen, wenn man ihr den Quotenanteil an 
dieſer vorenthielte. Und gewiſſe ſachliche Gründe laſſen ſich ja, 
ſahen wir, für ihren Anſpruch auf dieſe Repartierung anführen. 
Man könnte verſuchen, auf einem von zwei Wegen dem zu 
entgehen. Entweder: durch Beſeitigung der einzelſtaat⸗ 
lichen Autokephalie, alfo: ſtatt der Eigenwahl der Staatsober⸗ 
häupter durch die Einzel ſtaatsvölker oder durch deren Parla⸗ 
mente die Ernennung durch die Zentralgewalt, wie z. B. 
in Kanada. Dieſe, formell angeſehen, „zentraliſtiſche“ Löſung 
würde unter deutſchen Verhältniſſen ſchwerlich Chancen haben, 
wenn daneben nicht wiederum die Zentralinſtanz ihrerſeits 
irgendwie föderoliftiich, alſo: repartitionsmäßig (und natür- 
lich: unter Begünſtigung der kleineren Staaten) zuſammengeſeßt 
würde: — man ſieht, immer wieder die gleiche Verſchiebung des 
„Bundesratsproblems“. Oder, der zweite Weg: die Auto⸗ 
kephalie bleibt beſtehen, das Verlangen aber nach föderaliſtiſcher 
Repartition der Zentrale wird ausgeſchaltet durch ganz radi⸗ 
kale Gewaltenteilung zwiſchen Einzelregierung und 
Zentralregierung. Alſo durch Trennung ſowohl der fachlichen 
Zuſtändigkeiten wie der positiven Aufgaben, wie der dafür zur 
Verfügung ſtehenden Beamtenftäbe, wie, endlich und vor allem, 
der verfügbaren Einnahmequellen. Im Erfolg alſo der⸗ 
art, daß die beiderſeitigen Verwaltungsapparate von der 
Spitze bis zum Boden wie ſelbſtändige, ſich nie vermiſchende 
Röhrenſyſteme nebeneinander herliefen. Der dieſem Prinzip 
nahekommende amerikaniſche Staatenpartikularismus wäre nun 
aber für uns ſchon aus Gründen unſerer Sozialpolitik 
nicht annehmbar. Die Art der Beziehung zwiſchen Bund und 
Kanton in der Schweiz ſtände unſeren Möglichkeiten troß der 
ziemlich ſtark abweichenden Kompetenzverteilung künftig, wenn 
einmal die großpreußiſche Struktur fortfällt, innerlich näher. 
Der Verſuch aber, einfach dieſe Löſung zu ſihernehmen, würde 
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ouf ſtarken Widerſtand ſtoßen. Die Eigenverwaltung, 
des Bundes iſt in der Schweiz, mit unſeren Zukunfts⸗ 
bedürfniſſen verglichen, gering. Wir werden ſpäter ſehen, daß 
auch die Finanz verhältniſſe ein ernſtes Wort dagegen 
ſprechen: Im ganzen: Vom Standpunkt der Sozialijie- 
rung iſt möglichſter Zentralismus dringend erwünſcht. Bei uns 
beſteht nun aber der Widerſpruch: daß fachliche Gründe ber 
Zukunft für eine ſtark zentraliſtiſche, Reminiszenzen 
aus der Vergangenheit aber, ſowie Stimmungen und 
politiſche Macht⸗ und Intereſſenkonſtellationen der Gegen⸗ 
wart, von denen noch mehrfach die Rede ſein wird, für dle 
föderaliſtiſche Löſung, innerhalb dieſer aber für das 
Delegations⸗ und Reparkitionsprinzip, wie es im bisherigen 
Bundesrat verkörpert war, ins Gewicht fallen werden. Und 
ganz allgemein geſagt fehlt bei uns die für jedermann 
anſchauliche alltägliche Probe auf das in der Schweiz 
vorlrefſlich geglückte Exempel: der augenfällige Erfahrungs⸗ 
beweis dafür, daß Eigenart und Intereſſe aller Stämme 
bei uns in der Obhut einer Verfaſſung vom (ungefähren 
Charakter entweder der kanadiſchen oder aber der ſchweizeriſchen 
— alſo: mit einem Staatenhaus — ebenſo gut gewahrt werden 
können wie bei weiterer Beibehaltung der überlieferten 
Bundes ratsverfaſſung. Und gerade wenn Preußen Einheits⸗ 


ſtaat bleibt, wird der Verſuch, ohne dieſen Beweis Glauben 


zu finden, wohl erfolglos bleiben, beſonders dan n, falls der 
Sitz der zentralen Reichs⸗Körperſchaften Berlin bleiben 
ſollte. Ich wäre meinerſeits prinzipiell für die Staaten⸗ 
haus⸗Verfaſſung aus politiſchen und verfaſſungstech⸗ 
niſchen Gründen, muß aber mit der Unvermeidlichkeit der 
Bundesrats⸗Löſung rechnen. Schon die jetzigen Beziehungen 
der revolutionären Regierungen zu einander weiſen ja dar⸗ 
auf hin. 

Wie nun der neue Bundesrat, falls er aus dleſen letztlich 
nur geſchichtlich erllärlichen Gründen trotz allem in veränderter 
Form wieder erſtehen ſollte, fungieren, welches feine Befug⸗ 
niſſe und alſo feine positive Bedeutung innerhalb des künftigen 
deutſchen Verwaltungsſyſtems fein könnte, das hängt zunächſt 
natürlich von der Aufgabenverteilung zwiſchen Reich 
und Ginzelftaaten ab. Außerdem aber — und das ſoll uns 
zunächſt intereſſteren — von der Art der Struktur der künftigen 
Reichsregierung: jener Gebilde alſo, welche an die 
Stelle von Katjer, Kanzler und Bundesrat treten. 


2, Plebiszitäre, parlamentariſche oder 


öderaliſtiſche Reichsſ 2 An die Stelle des? 
Stalſers Löflüte trßerlich um Leichteſten eine nzelperjow 
treten. Gewählt entweder 1. direkt durch das Volk, wie der Präſi⸗ 
dent der Vereinigten Staaten, oder 2. wie der Schweizer Bun⸗ 
1 des rat einſchließlich des Vundespräſidenten, durch das Reichs⸗ 
vatlament. Im letzteren Fall: durch das Volkshaus allein, falls 
daneben ein Bundesrat von inſtruierten Delegierten ſteht. Oder, 
wenn ein Staatenhaus geſchaffen würde, durch beide Häuſer 
gemeinſam wie in Frankreich. (Oder endlich, da das Staaten⸗ 
haus hoffentlich höchſtens “ der Mandate des Volkshauſes 
haben wird, durch das Staakenhaus und einen durch Proporz 
zu delegierenden Bruchteil des Vollshauſes.) — Der Unterſchied 
zwiſchen 1 und 2 iſt politiſch bedeutend. Ein auf die revo⸗ 

lutionäre Legitimität der Volkswahl geſtützler -Reichsprüſtdent, 
der alfo zu elgenem Recht den Reichskörperſchaften gegen⸗ 
Aberjtände, hätte eine Unbergleichlich andere Aplorität -als ein 
n ee en en ch gewählter. Dies auch dann, wenn man ihn 
noch ſo ſtreng auf ſuspenſives Velo und das Recht der Volks⸗ 
befragung, im übrigen aber auf die reine Exekutive beſchränkte, 
auch bei der Aemterpatronage weitergehend als z. B. den ameri⸗ 
kaniſchen Präſtdenten binden würde — wovon ſpäter. (Das 
Auflöſungsrecht — oder ein Aequivalent dafür, etwa Anrufung 
des Referendums — würde man ihm bei unſerer Parteienlage 
nicht gut nehmen können.) Dieſe Macht wäre ein großer Vorzug 
des Volkswahlpräftdenten vom Standpunkt möglichſt ſtraff ſozia⸗ 
liſtiſcher Organiſation. Denn für die Sozialiſierung wäre die 
farke Hand in der Verwaltung, alſo: ein als Vertrauens- 
wann des Volkes Tegitimierteg Haupt der Exekutive, entſchei⸗ 
dend. Parlamente könnten hier nur Kontrollorgane fein. Die 
ven amerikaniſcher Seite anerkannten ſchweren Schäden ber 
Präſidentſchaftswahllampagne und ihre Rieſenkoſten hängen 
vort, wenigſtens zum Teil, am Beuteſyſtem: — dem Grundſah, 
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daß mit dem neuen Präſidenten auch die von. ihm ernannten 
Beamten wechſeln —, das die Intereſſen mehrerer hunderktau⸗ 
ſend Stellenjäger mit dem Ausgang der Wahl verknüpft. Wäh⸗ 
rend daher wir immerhin doch noch „Weltanſchauungsparteien“ 
haben, und zwar mindeſtens vier, führen dort normalerweiſe 
zwei große Parteien reine Amts beſitzkämpfe, ſind an ſich 
faft „geſinnungslos“, wechſeln vielmehr ihre Programme je nach 
den Chancen der Werbung. Unſere Art der Aemterbeſetzung 
würde die Amtsbeſitzintereſſen beim Wahlkampf zwar keineswegs 
auf Null bringen, aber doch ganz andere Vorausſetzungen 
ſchaffen. Eine ſtraffe bürokratiſche Partelorganifation würde 
freilich auch bei uns notwendig die Folge plebiszitärer Präſi⸗ 
dentenwahlen ſein und der eigentliche Wahlkampf würde auch 
hier in ſtarkem Maße in die Parleien ſelbſt (bei der Frage 
der Aufitellung des Präſidentſchaftskandidaten) hineinverlegt 
werden. 

Politiſche Bedenken kann dieſe Form bei denjenigen, für 
welche die republikaniſche Spitze rein als ſolche Glaubens ſache 
iſt, deshalb erregen, weil formell eine Volkswahl leicht künftig 
der Weg zur Netablierung einer Dynaſtie (der geweſenen oder 


einer anderen) werden könnte, eine Chance, die durch dileitan 


tiſche Experimente unerwartet ſchnell Bedeutung gewinnen 
könnte. Dieſe Gefahr ſchlage ich bei der Diskreditierung der 
Dynaſtien nicht hoch an. — Für die Volkswahl des Prä⸗ 
fidenten fehlen infolge unſerer langen inneren Ohnmacht 
ferner die überragenden, auf die Maſſe wirkenden, poli 
tiſchen Führer.: Schon die reichsdeutſche Sozialdemokra⸗ 
tie mit ihrem mühſelig geleimten Zwist käme in arge Bir 
legenheit, und ein Impst aus Defterreih wäre für fie 
vielleicht nicht einfach. Noch ſchlimmer ſtände es bei den 
Bürgerlichen. Indeſſen das iſt Beilage. Dauernde 
Gegner der plebiszitären Wahl würden alle gegen eine ſtarke 
perſönliche Reichsexekutive ſtehenden Schichten ſein, alſo Ne 
partitulariſtiſchen Intereſſenten der politiſchen Macht der Einzel: 
regierungen (des früher erörterten „Repartitions⸗Föderalis⸗ 
mus“) ebenſo wie jireng liberale Gegner einer jtraffen Soziali 
ſierung. Ebenſo wohl die meiſten eingearbeiteten parlamen⸗ 
tariſchen Politiler. Nicht: die Parteipolitiker überhaupt. Denn 
die Volkswahl ſchafft ja lediglich eine Aenderung der Ausleſe⸗ 
form bei der Aemterpatronage. Weit entfernt, dieſe ganz zu 
beſeitigen, kann ſie ſie allerdings weitgehend den Parlamen⸗ 
tariern als ſolchen entziehen oder doch deren Einfluß ein⸗ 
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ichränten, Ebenſo nimmt ſie dieſen mindeſtens einen 
Teil des ſachlichen Einſluſſes auf die Verwaltung mit allen 
jenen durch eine ſtarke' Sozialiſierung nur noch geſteigerten 
hlonomiſchen Intereſſen, die daran haften. Wenn man auch 
den Volkswahlpräſidenten in der Wahl ſeiner Miniſter an das 
Vertrauen des Parlaments bände, ſo würde er als Vertrauens 
mann der Volksmillionen doch oft dem Vertrauensmann ber 
jeweiligen Partermehrheit im Parlament überlegen ſein, um je 
überlegener, je länger man ſeine Amtsperiode machen muß. Und 
auf längere Zeit (ſieben Jahre etwa) muß man ſie bei jeder 
weitgehenden Sozialiſterung im Intereſſe der Stetigkeit un⸗ 
bedingt bemeſſen. Durch die Zulaſſung eines Abberufungs⸗ 
referendums auf Antrag einer qualifizierten Mehrheit des 
Reichstags könnte man ein Ventil ſchaffen. Immer läge, 
wenn man die Minifler des Reichspräſidenten — anders als 
die der Vereinigten Staaten — an das Vertrauen des Reichs⸗ 
tags bände, die Frage: ob der parlamentariſche Miniſterprä⸗ 
ſident oder der Reichspräſident der Stärkere wäre, von Fall zu 
Fall verſchieden. 

Geradezu unmöglich würde — das muß man ſich 
klar machen — ein effektiv parlamentariſcher Miniſter dann: 
wenn neben dem Volkswahlpräſidenten ein nach Inſtrul⸗ 
tionen ſtimmender Bundesrat mit tatjächlicher Macht ſtände. 
Denn deſſen Mitglieder wären ja nur den Einzelparlamenten, 
nicht aber dem Vollshaus, verantwortlich. Dieſes könnte aljo 
zwar nach Belieben Miniſter ſtürzen, würde dadurch aber keiner⸗ 
lei ſachliche Aenderung der Politik und der von jenem plebis⸗ 
zitäten Bräfidenten inſtrulerten Verwaltungspraxis erzwingen. 
Der letztere würde ihm ſeine Legitimation durch das Plebiszit, 
die Miniſter den Willen der im Bundesrat vertretenen Einzel⸗ 
Der plebiszitäre Präſident würde 
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Volkshaus trotzdem recht wohl ausüben. Ebenſo, mit 
Hilfe des Budgetrechts, die Geſchäſte obſtruieren und Entgegen⸗ 
kommen erzwingen. Das Odium ſolcher Schritte würde abe: 
re häufige Verwendung hindern, alſo das parlamentariſche 
Minifterium notwendig auf einen bejcheidenen Einfluß be- 
ſchränkt ſein, das Volkshaus ſelbſt aber in ähnlicher Art auf 
„negative Politik“: — Beſchwerde und Interpellation — wie 
der bisherige Reichstag. Gegner des Parlamentarismus 
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kämen alſo bei dieſer Verfaſſung (Vollswahlpräſident und 
Bundesrat) gut auf ihre Rechnung. Parlamentarismus und 
Demokratie ſind eben weit davon entfernt, identiſch zu ſein. 
Al fein Bundesrat, ſondern ein gewähltes 
5 ä Itshaus fände. Im Fall 
ſeiner Wahl durch die Einzelparlamente zwar lägen die Ver⸗ 
hältniſſe vielleicht ähnlich, da dann die Repräſentanten ſich als 
Zzertrauensmäner der einzelſtaatlichen Parteien fühlen würden. 
Dagegen bei direkter, beſonders aber bei landſchaftswelſer, 
Volkswahl des Staatenbauſes wäre ein nicht ganz ohnmächtiger, 
weil als Leiter der führenden Parlamentsmehrheit geſtützter 
Niniſterpräſtdent ſelbſt neben dem Reichspräſidenten wenig⸗ 
dens dann möglich, wenn die Mehrheit beider Häuſer die 
gleiche wäre. Wenn nicht, To wäre die Stellung des Reichs⸗ 
präsidenten wenigſtens in der Verwaltung überragend. Ein 
reiner Parlamentarismus wie in Frankreich beſtände auch dann 
nicht, da ja das Staatenhaus keine bloße Erſte Kammer, ſondern 
ein unmittelbar demokratiſches, aber durch Landſchaſtsintereſſen 
beherrſchtes Gebilde wäre und, vor allem, der Reichspräſident 
eine ſelbſtändige Macht bliebe. — 
Gg 1 in Neich3prälident nicht durch Volks⸗ 
wahl, Jondern, wie in Frankreich, durch Parlaments 
70 Staatenhausſyſſem wäre dänn 
Parlamentarismus, alſo: ein als Vertrauensmann der herr- 
ſchenden Partei „ſtarker“ Miniſterpräſident, möglich. Und nut 
die Doppelveranlwortlichkeit gegenüber den möglicherweiſe ver⸗ 
ſchiedenartig parteigegliederten Häuſern ergäbe Komplika⸗ 
tionen. Stände aber in dieſem Falle anſtelle des Staatenhauſes 
ein Bundesrat von inſtruierten Regierungsdelegierten, dann 
wäre immer noch eine ähnliche Art von Parlamentariſierung 
durchführbar, wie ſie ſchon im alten Regime bei Parlamentark⸗ 
gerung des Bundesrats hätte eintreten können. Da aber der Mini⸗ 
Herpräfident (Reichskanzler) nun nicht mehr zugleich preußiſcher 
Miniſter ſein und dem Bundesrat vorſizen müßte, würde fein 
Minifterlum, das die Vertrauensmänner des Vollshauſes ent⸗ 
halten würde, ih außerhalb des Bundesrats konſtituieren. 
Die natürliche Funktion dieſes letzteren wäre dann: Beratung 
und Beſchlußfaſſung über Geſetzesvorlagen und ferner: reine 
ausführende „Verwaltungsverordnungen“. Würde man ihm 
aber darüber hinaus irgend eine die Geſetze ergänzende Verord⸗ 
nungsgewalt („Rechtsverordnungen“: — der Gegenſatz iſt vor⸗ 
handen, aber flüſſig) zugeſtehen, dann würde das Volkshaus 
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wohl beanſpruchen und jeweils geſetzlich feſtlegen, daß ſeine 
Vertrauensleute, die Miniſter, dieſe durch Veto ſiſtieren könnten. 
Andererſeits würde dem Bundesrat das Recht nicht vorenthalten 
werden können, bei den einzelnen Miniſterien Kommiſſionen zur 
Kontrolle und Berichterſtattung zu bilden. Die Regierung würde 
ſich alſo durch Verhandlung zwiſchen Bundesrat und Miniſte⸗ 
rium vollziehen, der vom Parlament gewählte Reichspräſident 
aber auf formale Kontrolle und Legitimierung beſchränkt bleiben 
wie der franzöſiſche Präſident der Republik. — 

Man könnte nun dem Gedanken nähertreten, ſtatt des 
Neichspräfidenten ein Regierungskollegium mit reih⸗ 
umgehendem Präſidium zu ſchaffen, neben welchem alſo eigent⸗ 
liche Miniſter gar nicht, ſondern nur technifche Fachleiter ſtehen 
würden. Zur Arbeitsteilung würde es Fachreferate verteilen, 
aber leine Reſſortſcheidung kennen (wie in der Schweiz nach 
Art. 103 der Verfaffung). Beſtellt könnte es werden: — 1. durch 
Volkswahl mit Proporz im ganzen Reich. Ein bei unſeren 
Parteiverhältniſſen vielleicht naheliegender Gedanke. Bei der 
notwendigen Kleinheit dieſes Regierungskolleglums aber (in 
der Schweiz 7 Mitglieder) würde ein Proporz die Minderheits⸗ 
parteien wohl überproportional begünſtigen müſſen und damit 
Schwanken und Kompromiſſe, kurz jenen Zuſtand herbeiführen, 
den wir an der vorrevolutionären ſog. „Volksregierung“ und 
leider oft auch an der jetzigen Berliner Regierung beobach⸗ 
teten: widerſtreitende Parte intereſſen würden die Haltung 
der Mitglieder beſtimmen, eine einheitliche konſequente In⸗ 
ſtruktion der Verwaltung wäre ſchwer. Das wäre ein 
Hemmnis der Sozialiſtierung. Vor allem aber fehlte 
die eindeutig verantwortliche Perſönlichkeit, wie ſie ent- 

weder ein Volkswahlpräſident oder ein ſtarker Miniſterpräſi⸗ 
dent darböte. Würde — 2. die Beſtellung des Regierunge⸗ 
Tolleniums dem Reſchsparlament (nach Schweizer Muſter 
übertragen, dann würde im Falle des Proporzes ähnliches 
eintreten, Bei einfacher Mehrheitsbeſtellung aber würde 
eine Koalitionsregierung entſtehen, die gegenüber dem Sy⸗ 
ſtem eines parlamentariſchen Miniſterpräſidenten den Nach: 
teil geringerer perſönlicher Verantworkllichkeit hätte. Denn 
auch dann wären die Miniſter nur Fachbeamte, nicht Poli- 
tiker. Dies: die Scheidung von politiſcher Lei⸗ 
tung und Beamtenarbeit, wäre ja gerade der er⸗ 
hoffte Vorzug aller ſolchen Wahlkollegien⸗Syſteme. Außerdem 
aber wären bei dieſen beiden Arten der Beſtellung des Regie⸗ 
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rungskollegiums die Einzelregierungen wiederum gar 
nic) t vertreten. Wenigſtens dann nicht, wenn kein Bundesrat, 
jondern ein Staatenhaus beftände. Während umgekehrt ein 
Zundesrat und ein gleichviel wie gewähltes Regierungskolle⸗ 
gium eine Vielköpſigkeit der Regierungsmaſchinerie bedeuten 
würde, der gegenüber der Einzelpräſident techniſch vorzu⸗ 
ziehen wäre. 

Schließlich bliebe noch die Möglichkeit eines Delegierten⸗ 
Bundesrats, der ſeinerſeits etwa durch einen unter den Drei 
größten Staaten reihumgehenden Präſidenten (Reminiszenz der 
alten „Trias“ !) oder etwa durch einen Dreier⸗Ausſchuß die 
Regierung führte, und neben welchem parlamentar.ishe Miniſter 
nicht, ſondern nur Fachleiter exiſtieren würden. Dieſe das Voſks⸗ 
haus auf rein „negative Politik“ beſchränkende Löſung wäre 
aber ſchwerlich glücklich. Denn die für jede ſtrafſe Sozialiſterung 
nötige Einheitlichkeit wäre vollends preisgegeben. Würde elwa 
gar das Regiecungskollegium direkt durch Delegierte der Einzel⸗ 
regierungen nach beſtimmtem Repartitionsſchlüſſel zuſammenge⸗ 
ſetzt und neben ein Staatenhaus geſtellt, fo wäre das gleiche 
erſt recht der Fall.“) — Bei all dieſen, wie man ſießt, ſchwieriden 
Problemen zäme nun aber weiter in Betracht, welche Wirkung 
zwei heute als ſpezifiſch demokratiſch vertretene Forderungen 
ausüben würden, nämlich: 

3. Proporz und Referendum: 

Eleichviel welches Proporzſyſtem angewandt wird, jo iſt 
ſeine Wirkung ſtets die: daß eine Repartierung der Aem⸗ 
ter und politischen Machtſtellungen unter die Parteien nach 
der jeweiligen Stärke ſtaltfindet. Dann könnten die Verhält⸗ 
niſſe vieler Schweizer Kantone eintreten, wo die Parteivertretera 
friedlich nebeneinanderſitzen und, unter Repartierung der Aem⸗ 
ter, durch Kompromiß die Geſchäfte erledigen. Ein höchſt fried⸗ 
ſomer Zuſtänd in normalen Zeiten Das Koalitions ſyſtem 
wäre in Permanenz, die ſtraffe Parteiherrſchaft mit ihren be⸗ 
kannten Nachteilen, aber auch mit ihrem wenigſtens möglichen 


*) Will man ſich — einem Vorſchlag von anderer Seite ent⸗ 
ſprechend — auf einer „mittleren Linie“, der einen Parlamentaris⸗ 
mus, wennſchon von beſonderer Art, ermöglicht, einigen, dann 
wäre neben dem volksgewählten Reichstag etwa ein Staatenhaus 
von den Einzel⸗Parlam enten zu wählen und daneben ein 
pleb'szitärer Präſident mit Bindung an die Gegenzeichnung von 
Reichsminiſtern zu ſtellen, die ihrerfeitg dem Reichstag (Volks- 
haus), und nur ihm, verantwortlich wären. \ 
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Vortell einheitlicher politiſcher Führung ſtark ge⸗ 
ſchwächt. Dies hätte natürlich für alle Sozialiſierungsbeſtre⸗ 
zungen ungünſlige Konſequenzen. Auf die Regierungs⸗ 
bildung angewandt, wäre alſo der Proporz das radikale 
Jegenteil jeder Diktatur. Je nach den wirtſchafts⸗ 
und ſozialpolitiſchen Abſichten wird man das verſchieden 
beurteilen. 

Aehnliches gilt aber auch für die B olksabſtimmung 
über. Gefetze Trotz formeller Aehnlichkeit wirkt ſie näm⸗ 
ſich politiſch gerade entgegengefeßt wie eine 
plebiszitäre Präſidentenwahl. Denn fie iſt nach allen Er⸗ 
fahrungen ein durchaus konſervatives politiſches 
Mittel: ein ſtarkes Hemmnis ſchnellen Fortſchreitens der 
Geſetzgebung. Zumal bei verwickelten Geſetzen lann man ja 
aus den entgegengeſetzteſten Gründen und vor allem wegen der 
heterogenften Einzelheiten gegen einen Entwurf ſtimmen. Gründe 
der negativen Abſtimmung ſind nicht erkennbar, Kompromiſſe 
nicht möglich. Sorgfältigere Vorbereitung, die als Folge des 
Referendums gerühmt wird, und Parteikompromiſſe vor der 
Unterbreitung können das abſchwächen, Kombinationen allſeitig 
gewünſchter Neuerungen mit anderen, unerwünſchten vermögen 
gieſe letzteren den Abſtimmenden aufzuzwingen. Im üb⸗ 
rigen iſt die Wirkung nicht eindeutig. Ein zu häufiges 
Referendum ſchwächt das allgemeine Intereſſe ſtark ab. Ein 
relativ ſeltenes Referendum dagegen ſteigert unzweifelhaft die 
allgemeine innere Bete ligung am Gang der Geſetzgebung. Nicht 
ebenſo ſicher freilich, wenigſtens in Maſſen⸗Staaten (anders 
als in der Schweiz) die anere Beteiligung und die Orientiert- 
heit über die Verwaltung, die zunehmend wichliger wird, 
In Amerika dllefte mit zunehmender Entwicklung des Referen- 
gums das ohnehin ſehr ſtarke und oft einſeitige Intereſſe an. 
her Gefehgebung, damit aber auch das Vertrauen auf Para⸗ 
graphen geſtärkt, in England mit ſeiner Verwaltungskon⸗ 
trolle durch Parlamentskomitees und deren Diskuſſion in der 
Breſſe dagegen die politiſche Schulung in Verwaltungsange? 
egenheiten entwickelter ſein. Politiſch iſt wichtig: daß eine 
Desavouierung der Reglerung durch ein Reſerendum kein pers 
ſönliches Mißtrauensvotum enthält und daher dieſe nicht zum 
Rücktritt zwingt. Auch das Reſerendum iſt Gegner des ſtrikten 
Parlamentarismus und der straffen Parteiherrſchaft, und dies 

‚Tann die Sozialiſterung hemmen, bei der eine Volksabſtim⸗ 
mung, wenn es ſich um große Neuerungen handelt, beſonderk 
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leicht alles obſtruteren kann, da ſtets zahlreiche Intereſſen ver⸗ 
ſchiedenſter Art engagiert ſind. 

Für Deutſchland würde man das Referendum wohl jedenfalls 
auf Verſaſſungsänderungen, Fälle akuten Konflikts der höchſten 
Reichsgewalten — worüber ſpäter — und Anträge ſehr großer 
Bürgerziffern (etwa ein Fünftel aller) beſchränken. Geſchieht dies 
unter gleichzeitiger Durchführung des Proporz⸗Prinzips für die 
Zuſammenſetzung der Regierung und ſetzt man dann eine ſtarke 
plebiszitäre Spitze ein, dann iſt die Bedeutung der 
Berufsparlamentarier fortan ſehr gering und 
die fortſchrittliche Macht der ſtarken Verwaltung mit der konſer⸗ 
vativen Gewalt des Referendums verkoppelt. Bei ſchwacher 
(föderaliſtiſch oder parlamentariſch gewählter) Spike wäre 


— wenn man ihr trotz der oben geäußerten Bedenken nach⸗ 
geben will — und die Vorliebe für formale demokro⸗ 
tiſche Formen der Geſetzgebung und Zufammenfegung der 
Stimmkörperſchaften würden alſo im ganzen für die Nom bi- 
nation 1) eines plebiszitären Ginzelpräfi- 
denten mit 2) Staatenhaus und 3) Referen⸗ 
dum verfaſſungsmäßig bei Verfaſſungsänderungen, auf 
Veranlaſſung des Präſidenten bei Konflikten der höchſten 
Reichs inſtanzen und bei Geſetzesanträgen von % der ſtimm⸗ 
berechtigten Bürger ins Gewicht fallen. Indeſſen, wie geſagt, 
das Staatenhausideal iſt vielleicht nicht durchführbar. Wir wer⸗ 
den jetzt noch weitere Schwierigkeiten kennen lernen, die ihn 
vorausſichtlich im Wege ſtehen werden. —— - 
Natürlich nämlich hängen alle dieſe Fragen damit zuſammen 
welche Aufgaben verteilung und welche Verteilung der 
Finanzmittel zwiſchen Reich und Einzelſtagten in Ausſicht 
ſtehen. 
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IV 


In erſter Linie ſtehen wir für eine möglichſt unitarırde 
Döſung ein. Alſo dafür: daß die Einzelſtaaten künftig etwa 
in das Verhältnis der kangdiſchen oder der auſtraliſchen Ein⸗ 
zelländer zur Zentrale treten; denn jede dezentraliſtiſche Löſung 
iſt nicht nur, in baren Ausgaben gerechnet, weit teurer, ſondern 
auch in der Regel unmirtjchaftlich, vor allem der Planmäßig. 
keit der Sozial ſierung hinderlich. Daß eine weitgehend 
unitariſche Löſung nur im Fall der Verlegung der Vertretungs- 
körperſchaften und der politiſchen Verwaltungsbehörden von 
Berlin fort Chancen hätte, ſcheint ſicher. Eine einfache Ver⸗ 
wandlung Deutſchlands in eine Einheitsrepublik aber würde 


ve rausſichtlich ſelbſt dann ſchwer Annahme finden. Die nun 
einmal beſtehenden Einzelregierungen werden im Gegenteil 
die Autokephalie, das heißt die Selbſtändigkeit der Beſtellung 
jeder einzelſtaatlichen Spitze ( durch Volks⸗ oder Parlamente⸗ 
wahl) feſtzuhalten trachten. Und mit der Frage der Herrſchaft 
über die Vergebung der Amtspfründen verknüpfen 
ſich, wie eine Ceſchichte von tauſend Jahren lehrt, ſehr ſtarke 
Intereſſen. 

Rein ſachlich wird nun alles beſtimmt durch die beiden 
Tatſachen der bevorſtehenden finanziellen Laſten und 
der beabſichtigten Sozialiſterung. Beide hängen zu⸗ 
ſammen mit der Abbürdung der Kriegsſchuld und der Retal⸗ 
lierung der Wirtſchaft, welche beide ja ſchon an ſich weitgehende 
Erzialijierung bedingen. Die zu ſchaffenden Monopolverwal⸗ 
tungen oder Zentralen für ſtaatlich kontrollierte Syndikate 
können nur Reichsverwaktungen ſein, die zu ſchaffenden Ver 
mögensabgaben, Monopoleinnahmen und Syndikatsauflagen 
nur Reichseinnahmen. Das Netto⸗Budget des Reichs wird 
daher das aller Einzelſtaalen gewaltig überragen, das Brutto 
Budget beider überhaupt laum vergleichbar ſein. Letztlich jede, 
auch eine nicht nur finanziell, ſondern zu ölonomiſchen Zwecken 
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vorgenommene Sozialiſtierung führt in die gleiche Bahn. Eine 
zabikal unitariſche Löſung mit Uebernahme aller einzelſtaat⸗ 
lichen Schulden auf das Reich wäre bei deſſen Schuldenlaft 
ganz unbedenklich und materiell würden die außerpreußiſchen 
Länder bei jeder zentraliſtiſchen Sozialiſierung mit ihren Finanz⸗ 
folgen nur gewinnen. Vor allem wenn preußiſche Eifenbahnen 
und Bergwerke in die Hände des Reichs kämen. Ebenſo wird 
das Reich die Enteignung von Fideilommiſſen und Großgrund⸗ 
beſitz mindeſtens ſoweit in eigene Hände nehmen müſſen, als 
28 ſich um die Landausſtattung von Kriegsbeſchädigten han⸗ 
delt, die ſonſt in den Einzelſtaaten höchſt ungleich ausfiele. In 
allen dieſen Fällen wäre alſo Regulierung vom Reich her un⸗ 
ermeidlich. Von den bisherigen Zuſtändigkeiten des 
Reichs für die Geſetzgebung (Art. 4) laſſen ſich kaum irgend⸗ 
welche ſtreichen. Gewerbepolitik, Handelspolitik. Maß⸗ und 
Mänzweſen nebſt Papiergeld und Bankpolitik, Patente, See⸗ 
handel, Eiſenbahnen, Binnenſchiffahrtsrecht, Poſt, Telegraph, 
Rechtshilfe, Urkundenbeglaubigung, Bürgerliches Recht, Pro⸗ 
zeßrecht, Gerichtsverfaſſung, Medizinal⸗ und Veterinärpolizei, 
Liebe, Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, Militär und 
Kriegsmarine zu regeln wird zweifellos Reichsſache bleiben. 
Inwieweit auf Sonderrechte Bayerns (Nicderlafjungsrecht) 
Gewicht gelegt wird, iſt dieſem überlaſſen. Ob, wie in ber 
Schweiz, über die konfeſſionellen, ſtaatskerchenrechtlichen und 
Schulverhältniſſe, die bisher ganz den Einzelſtaaten verblieben, 
durch die Verfaſſung allgemeine Vorcchriften aufgeſtellt werden, 
iſt eine wichtige, von uns natürlich bejahte, Frage Welche 
Grundrechte das Reich überhaupt zu garantieren hat, ſoll dies⸗ 
mal im einzelnen nicht eröriert werden. Nur eins ſei hervorge⸗ 
hoben: In den Grundrechten der bürgerlichen Epoche ſpielle die 
„Eeiligkeit des Eigentums“ bekanntlich eine große Rolle. Das 
wird jetzt anders werden. Das Erbrecht wird für die geſetzliche 
Erbfolge auf die gerade Linie und die Geſchwiſter, für Teſta⸗ 
mente auf Abkommen der Geſchwiſter des Erblaſſers zu be⸗ 
ſchränken ſein, vorbehaltlich geſetzlich zugelaſſener Einzelver⸗ 
mächtniſſe und Stiftungen. Fideikommiſſe müſſen verboten 
werden. Dennoch wird eine Garantie wohlerworbener Rechte 
aud, heute nicht entbehrt werden können und etwa dahin zu 
gehen haben: daß ſolche nur angetaſtet werden dürfen 1. in der 
Form allgemeiner Abgaben in natura oder Geld, 2. in 
Form von beſonderen Enteignungen auf Grund von Ge⸗ 
ſetzen und gegen Entſchädigung. 
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Damit nun, daß das Reich eine umfaffende, vielleicht er- 
weiterte, Zuständigkeit für die Aufſtellung gemeinſamer 
Normen behält, iſt noch nichts darüber entfchieben, inwieweit 
auch die Verwaltung in ſeiner Hand liegen ſoll. Die Ver⸗ 
waltung wird auch in aller Zukunft Berufs beamten⸗ 
verwaltung ſein. Und zwar weſentlich durch ernannte, 
nicht durch volksgewählte Berufsbeamte. Volkswahl iſt für 
die Führung am Plage: da alſo, wo es ſich um den oder 
die politiſchen Vertrauens männer der Maſſen handelt. 
Nicht aber für die Beamten: die „Techniker des Appa⸗ 
rates“. Die Volkswahl von Beamten hat in den Vereinigten 
Staaten anerkanntermaßen techniſch und vor allem moraliſch 
weit ſchlechtere Reſultate ergeben als die Ernennung durch ven 
gewählten Vertrauensmann des Volkes (Präſidenten), der für 
die Qualität der von ihm ernannten Beamten haftbar iſt. Sie 
zerſtört alle Amtsdisziplin, und dieſe iſt gerade bei ſtraffer 
Sozialiſterung ſchlechthin entſcheidend. Volkswahlbeamte find 
im örtlichen Kreis, wo alles einander kennt, am Platze, alſo 
in den kleinen Gemeinden. Auch in den großen Kommunen 
Kann, nach amerikaniſchen Erfahrungen, die Wahl des Stadtober⸗ 
jauptes, aber mit diktatoriſcher Vollmacht, ſich ſeiner⸗ 
ſeits ſeine Beamtenſtäbe zu ernennen, ein Mittel kraftvoller Re⸗ 
form ſein. Fachbeamte dagegen kann eine Wählermaſſe nicht 
auf ihre Qualiſikation prüfen. Und weiter: Es hat eine Zeit 
gegeben, wo die Demokratien eine Hauptaufgabe in der Ver⸗ 
hinderung der Entſtehung eines Beamten ſtandes mit hohem 
Ehrbegriff ſahen. Sie ift für immer dahin.“ Möge die 
Demokratie nicht glauben, ein Veamtentum ohne Amtse hre 
werde fähig ſein, die hohe Integrität und Fachqualifikation 
des bisherigen deutſchen Beamtentums leinſchließlich der auch 
für eine Miliz unentbehrlichen Stäbe) erhalten zu können! Wo 
dieſe „Integrität im Krieg Schaden gelitten hat, wie anſcheinend 
hie und da im Offizierskorps einzelner Okkupationsgebiete, 
übrigens weſentlich im Reſerveoſfizierskorys, da {ft fie wieder⸗ 
herzuſtellen, wie ja überhaupt die Herſtellung des früheren 
deutſchen Fonds von ſchlichter „Anſtändigkeit“ die erſte aller 
Aufgaben iſt. Insbeſondere von dem Ehrbegriif und den 
moraliſchen Quslitäten des Beamtentums hängt aber bei einer 
Sozialiſierung die ganze Zukunft der deutſchen Wirtſchaft ab. 
Durch malerielle Sicherung und gründliche Reform des ganz 
veralteten Beamten rechts wird man den durchaus berechtig⸗ 
ten Unjprüchen der Beamten und Offiziere Rechnung tragen. 
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Wenn alſo der ernannte Beamte die Zukunft hat, wer er⸗ 
nennt ihn? wem gehorcht ere 

Zwiſchen den beiden möglichen Extremen: entweder Ver⸗ 
waltung durch einen bis zum Boden reichenden, vom Reichs⸗ 
präſidenten beſtellten und ihm gehorchenden Reichsbeamtenſtab 
(wie jetzt in der Kriegsmarine), oder: volländige, von feiner 
Zentralinſtanz kontrollierte Autokephalie der einzelſtaatlichen 
Beamtenftäbe (wie bis 1879 in der geſamten nicht handels⸗ 
gerichtlichen Justiz) ſtanden bisher bei uns mannigfache 
Zwiſchenſtufen. Teils Autokephalie, aber in ſehr verſchiedenem 
Ausmaß unter der Revifions- oder Rechts beſchwerde⸗ oder allge⸗ 
meinen Verwaltungsjuſtiz, alſo: der Rech ts kontrolle höchſter 
Reichsinſtanzen (unter einander wieder ſehr verſchieden, z. B. 
für Juſtiz, Eiſenbahnen, Unterſtützungswohnſitz, Arbeiterver⸗ 
ſicherung). Oder: zwar Autokephalie, aber mit Kontrolle auch 
der Verwaltungs maßregeln (Zollweſen). Oder: zen⸗ 
trale Beſtellung der Spitze durch die Reichsgewalt, bei partiku⸗ 
laren Beamtenſtäben (fo die offizielle, tatfächlich durch die 
Militärkonventionen durchbrochene Kontingentsverfaſſung des 
Heeres nach Act 64). Oder umgekehrt: Bezeichnung nur von 
lokalen Beamten durch die Einzelſtaatsgewalt (Poſt und Tele 
graphie nach Art. 50). Dem Schwerpunkt nach lag jedenfalls 
die Verwaltung und Beamtenernennung auch der vom Reich ge⸗ 
ſetzlich geregelten Gebiete in den Händen der Einzelſtaaten. 

Wie verſchiebt ſich das in Zukunft? Für die anſtelle des 
Heeres tretende Miliz werden mindeſtens für die Fußtruppen 
dezentraltftiſche Konſeguenzen: im mwejentlichen Durchführung 
des Kontingentsprinzips des Artikels 64, gezogen werden 
können. Nur für die techniſchen Truppen wird das Rahmen⸗ 
prinzip erhalten und eine ſtraffere Einheit ebenſe ſelbſtverſtänd⸗ 
lich bleiben wie für die Marine. Für die Verkehrsbetriebe könn⸗ 
ten trotz der unentbehrlichen Einheit der Zeitung doch bei der 
Beamtenernennung den Einzelſtaaten Präſentations⸗ und 
direkte Anſtellungsrechte auch über den jetzigen Artikel 50 hinaus 
zugewieſen werden; denn die Nachteile der bisherigen völligen 
Autokephalie Bayerns und Württembergs waren nicht uner⸗ 
träglich. Für ſtaatliche Monopol⸗ und Synditatsverwaltungen 
wäre allerdings ſehr ſtraffe Einheit dringend erwünſcht, aber, 
da es ſich um hauptſächlich preußiſche Objekte handelt, auch von 
den Mittelſtaaten ſchwerlich angefochten. Der Separatismus 
auf dem Gebiet der Sozialiſterung hat ja jetzt ſeine Wurzeln 
weſentlich auf dem Ernährungsgebiet, alſo in einer 
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Sphäre von ſchnell abnehmender Bedeutung. Für das zweite 
temporär wichtige Gebiet der Sozialiſterung dagegen: die 
Rohſtoff verſorgung, find die Einzelgebiete auf die Mit⸗ 
wirkung der Zentrale, vor allem der zentralen Kreditinſtitute, 
geradezu angewieſen. Alles in allem: die bisherige, weſentlich 
normſetzende und kontrollierende Stellung des Reichs und die 
entſprechenden richterlichen, verwaltungsgecichtlichen und Auf⸗ 
lichtsbehörden der jetzigen Organtſation könnten in der Haupt⸗ 
ſache fortbeſtehen und auch für die Verkehrsbetriebe könnte die 
Beamtenpatronage der Zentrale auf die führenden Stellen be⸗ 
ſchränkt werden, wenn nur ſtraffes Funktionieren der Regle⸗ 
ments garantiert bleibt.“ Nur für die ökonomiſche Soziali- 
Rerung iſt ein Höchſtmaß von Einheit der Ausleſe, jo etwa wie 


der letzte Abſatz des Artikels 64 fie für Offiziere vorfah, zu 


wünſchen. Bei der Ernennung der höchſten techniſchen Ver⸗ 
waltungschefs wird, im Gegenſatz zu den politiſchen 
Reichsbeamten, die vermutlich zu ſchaffende föderaliſtiſche Zen⸗ 
ralinſtanz (Bundesrat oder Pegſerungskollegium oder Beirat“ 
wohl das Vorſchlagsrecht ähnlich in Anſpruch nehmen, wie es 
bisher der Bundesrat für das Reichsgericht, die Reichsanwalt⸗ 
ſchaft, den Patentamtspräſidenten, das Reichsbankdirektorkum, 
das Reichseiſenbahnamt, das Reichsverſicherungsamt inne 
hatte. Bei Beſtehen nur eines Staatenhauſes wäre eine 
Anteilnahme an der Amtspatronage nach Art des amerikani⸗ 
ſchen Senats als föderaliſtiſche Maßregel ſchon ſchwleriger, — 
weil die Zahl der Repräſentanten größer iſt —, aber namentlich 
bei landſchaftsweiſer Wahl wäre ſie wohl dennoch durch⸗ 
führbar. 8 

Mit dem Aufgabenkreis und dem Maß der Eigenverwal⸗ 
tung des Reichs hängt zuſammen die weitaus ſchwerſte Frage: 
die der finanziellen Beziehungen. Die Finangverhält- 
alſſe find in einem Bundesſtaat das, was die wirkliche Struf- 
tur am entſcheidendſten beſtimmt. Da nun heute auch die aus⸗ 
giebigſte Phantaſie von dieſen entſcheidenden Verhältniſſen ieh 
fein wirkliches Bild machen kann, ſchweben alle vorſtehend ge⸗ 
gebenen Erörterungen unleugbar ſtark in der Luft: eben des⸗ 
hulb die nur hypothetiſche, alle Möglichkeiten offen laſſende 
Form. Beſtimmend für die Zukunft wird zunächſt die Abbür⸗ 
dung der Reichsſchuld, dann aber die Art der Sozialiſterung 


der Wirtſchaft und deren Finanzierung fein. Wir müſſen uns 


beſcheiden, davon heute noch nichts zu wiſſen. In allen nicht 
durch dieſe Grundprobleme beherrſchten Hinſichten wären Das, 
gegen eigentlich umſtürzende Neuerungen keineswegs dringlich. 
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Die Beſteuerung kann natürlich in allen für die Konkurrenz⸗ 
fähickeit der Gewerbe wichtigen Punkten nur gleichmäßig ſein. 
Für die Schuldabbürdung wird das Reich ſicher vor allem auf 
die Vermögen und Erbſchaften greifen. Eine andere als eine 
einheitlich vom Reich vorgeſchriebene und kontrollierte Veran⸗ 
lagung iſt dabei nicht denkbar Von den alten Ennabmequellen 
des Reichs, auch ſoweit ſie nicht durch Reichsmonopole erſetzt 
werden, wird kaum irgend eine den Einzelſtaaten überwieſen 
werden können. (An ſeinem Bierſteuerprivileg wird Bayern 
wohl feſthalten.) Wie ſich das Verhältnis von Matrikular⸗ 
umlagen des Reichs auf die Einzelſtaaten einerſeits, Ueber⸗ 
weiſungen von Ueberſchüſſen an die Einzelſtagten andererſeits 
zwiſchen Reich und Bundesſtaaten geſtalten wird, läßt ſich noch 
nicht auch nur im Umriß abſchätzen. Als einzige gewaltige Breſche 
in die unvermeidliche Uniformierung (bei welcher die Mittel⸗ 
ſtaaten übrigens, vor allem Bayern, die gewinnenden ſind) wird 
ji: für eine lange Uebergangszeit Deutſch⸗Oeſter reich 
darſtellen. Handels⸗ und ſteuerpolitiſch bedarf es teils in 
feinem, teils im Intereſſe Reichsdeutſchlands, der Sonder⸗ 
behandlung, eventuell mit gewiſſen Zwiſchenzöllen. Das wäre 
nichts ganz Neues und nur die Erfaſſung wäre bei der Art der 
in Betracht kommenden Objekte notwendig ſchwierigen. In 
Frage ſteht natürlich, ob die Beſteuerung von Einkommen und 
Ertrag und welchen anderen Steuerquellen ausſchließlich 
durch die Einzelſtaaten zu garantieren wären. Gelbit 
das würde kaum etwas daran ändern, daß auch künftig 
Reich und Einzelſtaaten ähnlich finanziell miteinander ver⸗ 
knüpft bleiben wie jetzt und durch die finanzpolit.ichen Folge; 
der Sozialiſierung nur noch enger verknüpft werden, jo daß 
eine radikale Scheidung der beiderſeitigen Finanzen un⸗ 
möglich bleibt. Iſt dies aber der Fall, dann ſind die Mön- 
lichkeiten der Verfaſſungsentwicklung begrenzt. Auf der Schaf⸗ 
fung einer einflußreichen bundesrätlichen, nach dem Repar⸗ 
titionsprinzip zuſammengeſetzten Inſtanz werden dann die 
Einzelregierungen zweifellos beſtehen. Auch ſachlich ift die 
Behandlung der Finanzprobleme und alſo des Reichsbudgels 
in einer ſolchen Körperſchaft von Delegierten und durch Fach⸗ 
miniſterien inſtruierten Beamten durchaus das Gegebene. 
Die Staatenhauslöſung müßte alſo zu Gunſten der Bundes 
rotslöſung fallen. Geſchieht dies aber und ſällf damit die Mög 
lichkeit eines wirklichen Reichsparlamentarismus fort — da ja 
die von den Einzelparlamenten kontrollierten Abſtimmungen des 
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Bundesrats durch das Reichsminiſterium n i ch t vor dem Volks⸗ 
gaus des Reichs (Reichstag) parlamentarifch zu „verantwor⸗ 
ten“ find — dann ſpricht eben ſehr vieles für die Schaffung eines 
plebiszitären Reichspräſidenten als Haupt der Exekutive 
und Inhaber eines ſuspenſiven Vetos. Vor allem aber muß 
ihm dann das Recht zuſtehen, wenn zwiſchen dem Bundesrat 
einerſeits und dem Parlament und feinen Vertrauensleuten: 
den Miniſtern, andererſeits eine Einigung nicht zu erzielen iſt, 
an die Volksabſtimmung zu appellieren. Das 
Referendum würde jo das Mittel, Verfaſſungskonflikte zwiſchen 
den föderaliſtiſchen und unitarifchen Juſtanzen zu ſchlichten. — 

Dieſe Skizze hat ihre Aufgabe erfüllt, wenn ſie gezeigt hat, 
daß eine nicht auf dynaſtiſchem Boden ſtehende föderaliſtiſche 
Verfaſſung überhaupt ſinnvoll möglich iſt. Ob ſolche Be⸗ 


trachtungen praktiſche Bedeutung gewinnen oder Makulatur 


werden, kann heute niemand ſagen. Denn nicht oft genug kann 
den radikalen Illuſtoniſten, die heute gerade jo wie das alte 
Regime jeden unabhängigen Mann, der ihnen unbequeme 
Wahrheiten ſagt, niederknütteln möchten, zugerufen werden: 
Wir wollen die demokratiſchen Errungenſchaften dauernd ſichern 
helfen. Aber nur in den Formen einer paritäti⸗ 
ſchen bürgerlich ⸗ ſozialiſtiſchen Regierung. 
Von der ſchon jetzt offen und für den Sozialismus kompromit⸗ 
tierend zu Tage tretenden völligen Unfähigkeit der 
radikalen Literaten zur Leitung der Wirtſchaft ganz abgeſehen, 
beſteht der zwingende Tatbeſtand: Wir ſtehen unter 
Fremdherrſchaft. Nicht nur militäriſch, ſondern auch 
ökonomiſch: ſchon für die allererſten Schritte der Inſtand⸗ 
ſetzung der Wirtſchaft find wir auf Auslandsrohſtoſſe und alſo 
auf Auslandskredit angewieſen. Die Fremdherrſchaft hin⸗ 
dert zwar zur Zeit die Rückkehr der alten dynaſtiſchen und 
junkerlichen oder ähnlicher Gewalten, mit denen ſie weder Frie⸗ 
den noch Kreditgeſchäfte ſchließen oder zulaſſen würde, Dieſe 
Angſt iſt unbegründet. Aber ebenſo ſetzt ſie den jetzigen Möglich⸗ 
keiten der Revolution Schranken. Nicht zu vergeſſen: die „con⸗ 
stituted authority“ des Präſidenten Wilſon iſt zur Zelt 
der Reichstag und niemand ſonſt. Geht die ſtupide, dilet⸗ 
tantenhafte und zum Teil leider durch ſehr materielle Intereſſen 
geſtützte Mißwirtſchaft der alleräußerſten Linken noch einige 
Zeit ſo weiter, ſo iſt der Zeitpunkt abzuſehen in welchem der 
Gegner behufs Friedensſchluſſes ſich mit dem Reichstag in Ver⸗ 
bindung ſetzt. Vollends dann, wenn die Nationalverſammlung 
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durch unfreie Wahlen kompromittiert oder geſprengt wird, wie 
es für den Fall, daß ſie nicht die Mehrheit erlangen, ein Teil 
der extremſten Linken beabſichtigt, um nicht die Futterkrippe zu 
verlieren und auch aus Angſt vor Nachprüfung 
ihrer ſkandalöſen Finanzgebarung. Handelt 
es ſich aber dann um Frieden und Herſtellung der ökonomiſchen 
Ordnung und damit der Arbeitsgelegenheit für die Maſſen, 
dann werden die Feinde dabei die Maſſen auf ihrer 
Seite haben und ſowohl die ſozialiſtiſche wie die 
bürgerliche Demokratie der Ideologen hat 
ausgeſpielt. Denn eine wie immer geartete Reichstags⸗ 
mehrheit wird dann auch im Inland die Machtmittel für die 
Herſtellung der Ordnung zu ſchaffen wiſſen (oder vom Feinde 
geliefert bekommen). Wie dann die bisher weſentlich negativen 
Errungenſchaften der Revolution fahren, mag man ſich leicht 
verftellen. Wenn eine Ordnung unter dem Druck äußerer 
Feinde zuſammenbricht, dann iſt es gewiß nicht ſchwer, ſie auch 
non innen her umzuwerfen. Weit ſchwerer aber und ohne 
freie Mitwirkung des Bürgertums heute ganz unmöglich iſt 
es, eine tragfähige Ordnung neu an die Stelle zu ſetzen. Das 
möge wohl bedacht werden. 
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